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MANFRED JESSEN-KLINGENBERG

Uwe Jens Lornsen —
ein burgerlich-liberaler Reformer

Vor hundertfiinfzig Jahren, am 11./12. Februar 1838, schied Uwe Jens Lornsen
bei Collonge-Bellerive am Genfer See aus dem Leben. 1988 wurde seiner
hierzulande mehrfach gedacht. Die Sélting Foriining hat aus diesem AnlaR eine
neue Lornsen-Ausstellung im Sylter Heimatmuseum zu Keitum présentiert. Diese
Ausstellung, die auch an anderen Orten des Landes zu sehen sein wird, hat Dr.
Brigitte Kaul im wesentlichen konzipiert und gestaltet. Die Erdffnung der
Ausstellung fand am 23. April in Keitum statt. Ein danischer und ein deutscher
Historiker waren gebeten worden, in kurzen Referaten Personlichkeit und Wirken
Lornsens zu erlautern. Der dénische Referent war Professor Lorenz Rerup von
der Universitat Roskilde, dessen besondere Kompetenz auch in Schleswig-
Holstein weithin bekannt ist. Der Verfasser hielt das im folgenden
wiedergegebene Referat, dessen Wortlaut fur die Drucklegung nicht verandert
wurde.

I

Hervorragenden Personlichkeiten der Geschichte ist bekanntlich oft die posthume
Auszeichnung — oder das Schicksal — zuteil geworden, dal3 die Nachwelt sie zu
Idolen, Heroen, zu Martyrern oder Propheten erhob. Nicht nur den GroR3en der
Weltgeschichte, wie Caesar, Karl dem GroRRen, Barbarossa, Luther, Marx und
Bismarck, ist solches widerfahren, sondern auch Personlichkeiten von lediglich
nationaler oder regionaler Bedeutung, wie zum Beispiel Uwe Jens Lornsen. Auch
seine »Tat« und sein Werk sind heroisiert, verklart und damit zugleich vereinfacht
und geglattet worden. Aus der Geschichte Lornsens wurde schon im vorigen
Jahrhundert ein Lornsen-Mythos. Diesen kénnen wir gleichsam nacherleben,
wenn wir das bekannte Lornsen-Denkmal am Rendsburger Paradeplatz
aufsuchen. (Abb. 1) Die Buste auf hoher Saule bekommen wir nur aus der Ferne
ganz in unser Blickfeld; je n&her wir herantreten, desto mehr missen wir nach
oben sehen, und desto weiter wird uns der Dargestellte wieder entriickt. 1hm
nahezukommen, ist unmdglich; das soll nicht sein.

Mit Lornsens eigentlichem Denkmal, seinen Schriften, ist bis in die ersten
Jahrzehnte dieses Jahrhunderts im Prinzip nicht anders verfahren worden. Auch
hier hielt man, ausgenommen Jansen und Usinger, zumeist ehrfurchtsvolle
Distanz und verzichtete auf eine kritische Analyse. Wir haben guten Grund
anzunehmen, daf3 Lornsens Werk »Die Unions-Verfassung Dénemarks und
Schleswigholsteins«, an dem er mehr als sechs Jahre unter gro3en Mihen und
Leiden gearbeitet hat, weitaus mehr gepriesen als gelesen worden ist. Aus der
Flugschrift von 1830 »Uber das Verfassungswerk in Schleswigholstein« hat man,
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teils bis auf den heutigen Tag, vor allem die Satze zur Kenntnis genommen, die
die schleswig-holsteinische Zielsetzung, die Trennung der Herzogtimer von
Danemark und ihre Eingliederung in einen kinftigen deutschen Nationalstaat, zu
belegen schienen. Lornsen teilte oder teilt mit anderen das Los, daf3 die Kenntnis
seiner Briefe und Schriften in einem bemerkenswerten Mi3verhéltnis steht zu
seinem Ruhm. Die Geschichte dieses Ruhms kann hier nicht nachgezeichnet
werden; ein paar Kostproben mégen geniigen.

Der bisher einzige, verdienstvolle Lornsen-Biograph Karl Jansen zog 1872 aus
Lornsens Auftreten im Jahre 1830 folgendes Fazit: »Lornsen ist der erste
Schleswig-Holsteiner in dem neueren welthistorischen Sinn dieses Wortes; er hat
zwischen Danemark und den Herzogtimern den ersten Ri gemacht, der
unheilbar, sowie er da war, mit Nothwendigkeit den letzten nach sich zog; er hat
in die Zwingburg der Fremdenherrschaft die erste Bresche gelegt; zégernd und
langsam ist sein Volk ihm nachgeriickt, gefiihrt von seines ersten Martyrers
unversbéhnten Manen: Lornsen ist der Befreier Schleswig-
Holsteins.«

Christian Tranckner urteilte 1922 in seiner Lornsen-Schrift, wobei er den
Gedankengangen Jansens folgte, so: »Vor allen Dingen ist er der erste Deutsch-
Schleswig-Holsteiner im bewuf3testen Sinn, dem Schleswig-Holsteins Einheit und
Freiheit der Weg zur Einheit und Freiheit Deutschlands war. Seine Tat ist der erste
Grundstol3 jener grof3deutschen Bewegung, die sich von Schleswig-Holstein iber
PreuRRen durch ganz Deutschland ausbreitete und 1870 zu einem ersten Abschlul3
kam.«

Dal? der Schleswig-Holsteiner-Bund bei seiner Erhebungsfeier 1930, hundert
Jahre nach Lornsens Auftreten, Personlichkeit und Wirken des Sylter Landvogts
in den Mittelpunkt stellte, war eine Selbstversténdlichkeit. Karl Alnor tberschrieb
seinen Vortrag: »Lornsen, der Lebendige«, also der Aktuelle, und fuhrte dabei
aus: »Die Politisierung der heimatlichen Kréafte im Dienste
der Nation, das ist letzten Endes, ganz kurz gesagt, das unsterbliche
Verdienst Uwe Jens Lornsens. Und darum ist er uns heute noch so
lebendig, wo sich das deutsche NationalbewuB3tsein nach dem Zusammenbruch
von 1918 mit séakularem Zwang auf die Heimat zurtickgezogen hat, wo sich heute
der Bestand und die Zukunft der deutschen Nation im ganzen Umkreis seiner
zerfetzten Grenzen auf die Heimat griindet, und wo das deutsche Volk von der
Heimat aus in diesem weiten Umkreis seine letzten, aber gottlob unverbrauchten
und schépferischen Kréafte ins Gefecht fihrt. Von Heimat und Vaterland
aus die deutsche Nation zu bauen, das ist heute unsere
Aufgabe, die uns nicht minder auf der Seele brennen sollte als Lornsen vor
hundert Jahren.« Fur Alnor sollte Lornsen mehr sein als das Vorbild im Kampf um
die Revision des Versailler Friedensvertrags; er machte ihn zu einem Erldser aus
der Demiitigung der Niederlage und ihrer Folgen: »Mdge uns Lornsen, der
Lebendige, aus allem Kleinmut herausreiBen, moge er uns von den Ketten
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Uberlebter historischer Begriffe und Vorstellungen befreien, mdge er uns die
Freudigkeit geben, uns von Traditionen zu lésen, damit wir Tradition schaffen
kénnen, moge er uns mit dem gesunden Gefiihl nationaler Wiirde und der Demut
vor Gott den Glauben geben, da wir von der Heimat aus das Vaterland neu
begrinden und daf} die werdende deutsche Nation den ganzen
Umkreis deutscher Heimat umspannen wird.« — Lornsen, der
Erloser? Von dieser Deutung bis zur Apotheose, zur Vergéttlichung, ist kein
groRer Schritt mehr zu tun.

Franz Hermann Hegewisch, der Kieler Arzt und Professor, der zuverlassige,
verstandnisvolle und hilfreiche Freund, hat Lornsen besser verstanden als
mancher spatere Historiker. Gewil3, auch er nennt Lornsen einen Heros, aber er
meint den leidenden, sich immer wieder selbst Uberwindenden Menschen, nicht
den Politiker. Hegewisch hat bald nach Lornsens Tod eine Art Wirdigung seines
zehn Jahre jungeren Freundes verfallt; sie war nicht zur Veréffentlichung
bestimmt. Hier heil3t es Uber Lornsens Aktion von 1830 schlicht und einfach: »Im
Herbst 1830 erschien Lornsen in den Herzogtimern. Sein Hauptthema war: es ist
»unwirdig«, wie wir regiert werden. Nicht daf3 er die treffliche Personlichkeit des
Konigs nicht zu schatzen gewuf3t hatte. Aber er kannte aus eigener langer
Erfahrung das Getreibe oder vielmehr die Nichttétigkeit der Collegien in
Kopenhagen, wodurch geschehen, dal3 die Legislation fur die Herzogtumer seit
mehr als einem Menschenalter in vollige Stockung geraten.«

1]

Es lohnt sich, die Flugschrift Lornsens gleichsam unter Anleitung Hegewischs zu
lesen und dann Antworten zu suchen auf die Fragen, die sich dabei stellen.
Zunachst sei aber auf zwei Grunderfahrungen hingewiesen, die Lornsens
politisches Denken 1830 und fernerhin wesentlich bestimmten. Seine erste
politische Erfahrungswelt ist die der jungen deutschen Burschenschaft mit ihrem
Streben nach Verfassungen fiir die deutschen Bundesstaaten und nach deutscher
Einigkeit, also nicht unbedingt deutscher Einheit. Der nationale Gedanke, wie er
in der Burschenschaft lebendig war und wie ihn Lornsen sich zu eigen machte,
hatte noch keinen ab- oder ausschlieRenden Charakter und hatte keine Spitze
gegen andere Nationen — Frankreich freilich ausgenommen. In schwarmerischem
Idealismus, der kennzeichnend ist fiir die damalige Studentengeneration, schrieb
Lornsen 1818 seinem Vater, er mdchte in die Vereinigten Staaten gehen: »denn
hier allein auf dem ganzen Erdboden ist wahre Freyheit und Menschlichkeit; hier,
wo kein First und kein Adel und keine sonstige Privilegien gelten, sucht man den
Mann von Werth und Verdienst. Doch schéner noch, als hier so frey und herrlich
mit fortzuleben, ist es, einen solchen Zustand in andern Landern behulflich zu
seyn herbeyzufiihren und besonders im Vaterlande.«

Vorwiegend praktische, aber nicht weniger pragende Erfahrungen sammelte
Lornsen in der Schleswig-Holsteinisch-Lauenburgischen Kanzlei zu Kopenhagen,
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der héchsten Regierungsbehorde fiir die Herzogtimer. Bei der breitgefacherten
Zustandigkeit der Kanzlei lernte Lornsen die verschiedensten Gebiete der
Verwaltung vorziglich kennen, und zwar ihre positiven und ganz besonders ihre
negativen Seiten. Der Arbeitsgang aller gro3en Kollegien war oft schleppend und
trage; die Kompetenzen waren nicht immer klar voneinander abgegrenzt, nicht
selten beschrankten sich die Behdrden darauf zu reagieren statt von sich aus zu
bessern und zu gestalten.

Lornsen wufite auch, da3 die Bemuhungen, die Artikel 12 und 13 der Deutschen
Bundesakte in die Tat umzusetzen, im Sande verlaufen waren. Nach Artikel 13
der Bundesakte hatte Holstein als Teil des Deutschen Bundes Anspruch auf eine
Verfassung, Schleswig freilich nicht. (In Lauenburg war die alte sténdische
Verfassung noch in Kraft). Die Vorarbeiten fur eine Verfassung nach
altstandischem Muster nur fir Holstein, die eine Kommission in den Jahren 1816-
1819 geleistet hatte, wurden versiegelt und zu den Akten gelegt. Gemaf Artikel
12 der Bundesakte war Danemark verpflichtet, fur Holstein und Lauenburg ein
Oberappellationsgericht einzurichten. 1823 machte sich eine Kommission an die
Arbeit; ihr Entwurf sah notwendigerweise die Trennung von Justiz und Verwaltung
in der mittleren Instanz vor. Auch diese Vorarbeiten wurden auf Anordnung des
Konigs im Aktenschrank deponiert. Den absolut regierenden Friedrich VI. und
seine Ratgeber leitete dabei vor allem die Sorge um den Zusammenhalt des
Gesamtstaats. Wie konnte dieser gewahrleistet werden, wenn man nur in den
sudlichen Teilen diese Neuerungen und Modernisierungen einfiihrte, es in
Schleswig und im Kdénigreich aber beim Alten lie? — Lornsen hat mit seinen
Freunden in Kopenhagen uber diese Fragen und insonderheit Uber die nétige
Erneuerung der veralteten Verwaltung ausfiihrlich diskutiert.

1]

Die Flugschrift von 1830 gibt seinen Losungsvorschlag in komprimierter Form

wieder. Ihr Titel war Programm: Ueber das Verfassungswerk in Schleswigholstein,

wobei Lornsen hier wie auch fernerhin Schleswig-Holstein in einem Wort, ohne

Bindestrich, schrieb, um die Unzertrennlichkeit beider Herzogtimer zu

demonstrieren und so schon vorab zum Ausdruck zu bringen, dafl3 es eine fir

Schleswig und Holstein gemeinsame Verfassung geben misse. Es soll eine

reprasentative Verfassung sein, keine standische, d. h. die Abgeordneten des

Parlaments sollen das ganze Land reprasentieren, nicht einzelne Stande, wie

Adel, Burger, Bauern, und sie sollen in ihren Entscheidungen und ihrem

Stimmverhalten ungebunden sein. Eine provisorische Versammlung hat die

Verfassung zu beraten und sich dabei an folgende Grundsatze zu halten:

- Das Parlament bildet prinzipiell eine Einheit; doch soll aus der Mitte der
Abgeordneten — nach norwegischem Vorbild — eine erste Kammer gewahlt
werden »zur Vorbeugung Ubereilter Beschliisse«.

- Beiden Kammern steht das Gesetzgebungsrecht zu, insonderheit das Recht
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der Steuerbewilligung, das sie indessen in einer Kammer vereint austiben.
- Beide Kammern sowie der Kénig haben die Gesetzesinitiative.
- Der Konig besitzt ein absolutes Vetorecht.
Wir kénnen eine solche Verfassung, zumal mit der starken Stellung des Kénigs,
als gemaRigt liberal bezeichnen. In den Rahmen dieser Verfassung ist eine
erneuerte Verwaltung einzufiigen; gerade die Mangel in der bisherigen
Verwaltung sind es, von denen Lornsens Uberlegungen ihren Ausgang nehmen.
Wie die Verfassung soll auch die Verwaltung weitgehend gemeinsam sein fir
beide Herzogtiimer, und sie soll von der Danemarks getrennt werden. Also sind
Regierungsbehérden von Kopenhagen in die Herzogtimer zu verlegen. Fir
Schleswig und Holstein sieht Lornsen jeweils eine Regierung vor; beide Behdrden
sind jedoch einem obersten Staatsrat, einer Art Landesregierung, unterzuordnen.
die ihren Sitz in Kiel haben soll. Rechtsprechung und Verwaltung gilt es zu
trennen. Ein oberstes Gericht fir beide Herzogtimer, das seine
Entscheidungsgriinde mitzuteilen hat, soll in der Stadt Schleswig installiert
werden.
Was verbindet die Herzogtimer noch mit Danemark? »Nur der Kénig und der
Feind sei uns gemeinschaftlich«, hei3t es in der Flugschrift. Das bedeutet: das
Staatsoberhaupt, die Au3enpolitik und das Militar sollen gemeinsam bleiben. Das
ist weitaus mehr als die vielzitierte Personalunion, auf die Lornsen angeblich die
Verbindung mit dem Konigreich habe beschranken wollen.
Fragen wir nunmehr nach den Motiven und den Absichten Lornsens. Kam es ihm
darauf an, zwischen Danemark und Schleswig-Holstein einen »ersten Ri« zu
machen, eine »erste Bresche in die Zwingburg der Fremdherrschaft« zu
schlagen? Gewil3 nicht. Der deutsch-dénische Gegensatz mit dem Sprachenstreit
und der Kontroverse Uber die nationale Zugehorigkeit des Herzogtums Schleswig
entstand erst gegen Ende der dreiRiger Jahre. Ubrigens hat Lornsen von den
besonderen spachlichen, kulturellen und nationalen Verhéltnissen Schleswigs
kaum Notiz genommen. Ferner: Uber die nationale Zukunft Schleswig-Holsteins
hat er sich unterschiedlich und nicht immer widerspruchsfrei geauf3ert. Er wollte
jedenfalls zunachst den Gesamtstaat umwandeln in einen Doppelstaat, und dabei
kam es ihm in erster Linie darauf an, die inneren verfassungsmagigen und
administrativen Verhdaltnisse zu modernisieren, sie mit den Winschen und
Erfordernissen der Zeit in Einklang zu bringen. Warum aber bestand er auf der
administrativen Trennung der Herzogtimer vom Kénigreich? Er hatte schon in
seiner Studienzeit festgestellt und in Kopenhagen bekraftigt gefunden, da der
Ubernationale, absolutistisch regierte Gesamtstaat die Birger nicht zur aktiven,
verantwortungsvollen Mitarbeit zu motivieren vermochte; dieser hatte sich
Uberlebt. Die moderne Nation dagegen schaffte eine neue Solidaritat der Blirger
und weckte deren Bereitschaft, sich fiir das gemeinsame Wohl einzusetzen.
Ermdoglicht und geregelt werden sollte und konnte dieser Einsatz durch eine
Verfassung. Nur durch eine Reprasentativverfassung, schreibt Lornsen, sei eine

165



Umgestaltung in den administrativen Einrichtungen herbeizufiihren.

Sein Urteil Uber die bestehenden Zustdnde ist vernichtend: Uber die
Staatsfinanzen und die Hohe der Staatsschulden sei kaum jemand genau
unterrichtet. Ein solcher Zustand sei »eines tiichtigen Volkes, das auf die Achtung
des aufgeklarten Europas Anspruch erhebe, durchaus unwiirdig.« Die Verwaltung
schaffe es gerade noch, nur die laufenden Geschéfte zu erledigen. »Je wichtiger
und durchgreifender ein Antrag ist, desto sicherer ist auf sein Milingen zu
rechnen.« Die Ursache sieht Lornsen nicht bei Personen, sondern bei den
Institutionen. Unter den herrschenden Zustanden litten die Beamten ebenso sehr
wie die Einwohner; Resignation und Rickzug ins Private seien die Folgen.
Lornsen wollte, um es in unserer Sprache zu sagen, eine transparente,
gestaltungsfreudige, effektive und nicht zuletzt birgernahe Verwaltung; auch
deshalb sollten die Behérden ihren Sitz im Lande haben.

Ubrigens wollte Lornsen es nicht bei der Umgestaltung der zentralen Verwaltung
bewenden lassen. Aus seiner Feder stammen Vorschlage fur eine umfassende
Neuordnung  der  hochst  ungleichen, nahezu  undurchschaubaren
Kommunalverwaltung in Schleswig-Holstein. Sie sind erst sieben Jahre nach
seinem Tode im Kieler Correspondenzblatt veréffentlicht worden und verdienen
es, aufs neue bekanntgemacht und zugleich interpretiert zu werden. Die leitenden
Gesichtspunkte waren auch hier: Vereinfachung, Einheitlichkeit, 6ffentliche
Kontrolle, Trennung von Justiz und Verwaltung, Blrgernahe, Férderung der
Selbsttatigkeit des Volkes. Die Verwaltungsreform war der praktische Kern der
Forderungen, die Lornsen 1830 erhob.

Welche Erwartungen verband er mit den Reformen? Die Hebung des allgemeinen
Wobhlstandes, insbesondere die Férderung des »groRen Mittelstandes«. Was ist
fuir ihn der Mittelstand? Die Beamten, die Gelehrten, die Gutsbesitzter, die Bauern,
die Arzte, die Kaufleute oder, wie Lornsen zusammenfassend sagt, »alle durch
Geistesbildung und Vermédgen hervorragende Manner«. Es ist fir ihn ein
welthistorisches Resultat der Franzdsischen Revolution, dal3 beim Mittelstand
fortan »die physische und intellektuelle Macht« wohnt, dal3 er die Welt regieren
werde. Uns ist in diesem Zusammenhang wohl der Ausdruck »Dritter Stand«
gelaufiger, vielen bekannt in Verbindung mit dem Abbé Sieyés. Dessen Werk hat
Lornsen noch nicht direkt, aber sicher indirekt gekannt im Jahre 1830, und er teilte
mit Sieyés die Auffassung, daf? der Dritte Stand »alles« sei.

Lornsen war demnach ein birgerlich-liberaler Reformer; ihm galt es, Schleswig-
Holstein den Anschlu an die seit 1789 im Gang befindliche politische und
gesellschaftliche Entwicklung zu sichern. — Den Mittelstand grenzte er
entschieden ab vom »Pdbelk, den abhéngigen Lohnarbeitern, und er tat dies wohl
nicht nur aus taktischen Griinden, wie man vermutet hat. In Schleswig-Holstein,
so lesen wir in der Flugschrift, gebe es keinen Pdbel, weil es hier an Fabriken und
Manufakturen fehle und der Bauernstand nicht durch Zersplitterung des Besitzes
in Pdbel umgewandelt sei. Allein diese Satze verbieten es, Lornsen als
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Demokraten nach heutigem Verstandnis oder als linken »Demagogen« und
Revolutiondr einzustufen, auch einen Gesellschaftsreformer wird man ihn
schwerlich nennen kdnnen. Den Mittelstand, wie er ihn verstand und dessen
Forderung ihm so sehr am Herzen lag, brauchte man nicht erst zu schaffen; ihn
gab es bereits. Nur sollte ihm die Mdglichkeit ertffnet werden, sich frei zu
entfalten, damit er seiner weltgeschichtlichen Rolle gerecht werden konnte.
Lornsens gesellschaftliche Vorstellungen unterschieden sich nicht grundlegend
von denen der »alteren« Liberalen, wie etwa Dahlmann, Falck und Hegewisch.
Was er diesen vorwarf — und das trifft vor allem fur Falck zu — war, daB sie es
zumeist bei ihren historischen Ableitungen bewenden lieBen und sich nicht
entschlieBen konnten, das, was sie fur Recht erkannt hatten, zur aktuellen
politischen Forderung 6ffentlich zu erheben. Eben das hatte Lornsen getan, das
war seine »Tat«. Solche Taten erwartete er auch von anderen, keinen
Barrikadenkampf, keinen Burgerkrieg. Lornsen war durch und durch Uberzeugt
von der Wirkung des Wortes und des einleuchtend dargebrachten Arguments,
ahnlich wie sein Landsmann Harro Harring, von dessen politischer Denkweise
sich die seinige im Ubrigen grundlegend unterschied.

v
Damit sei der Durchgang durch Lornsens Flugschrift, die Alexander Scharff »ein
kleines Meisterwerk deutscher politischer Publizistik im 19. Jahrhundert« genannt
hat, beendet. Wir haben dabei nicht nach dem Nationalhelden Lornsen gesucht,
auch nicht nach dem linken Revolutiondr, sondern gefragt nach den
Grunderfahrungen und den Zukunftsvorstellungen des Verwaltungsfachmannes
und des Politikers im Jahr der Julirevolution.
Die Lektire von Lornsens Briefen an seinen Vater und an Franz Hermann
Hegewisch wird die hier getroffenen Beobachtungen modifizieren, aber nicht im
Grundsatz widerlegen. Erst die Briefe geben uns Einblick in die reichhaltige
politische Gedankenwelt Lornsens sowie in »sein vielschichtiges, an
Widerspriichen reiches Wesen« (A. Scharff). Er war eben nicht blof3 ein innerlich
glatter, kraftstrotzender Held, kein treffsicherer Prophet und kein engagierter
Demokrat linker Provenienz. Stattdessen zeigen die Quellen eine Persdnlichkeit,
die vielfaltige Gedanken und Anregungen zu bieten hatte, die hin und wieder
gewil3 gegensatzlich, bruchstiickhaft, dem Augenblick entsprungen oder
Ubersteigert waren. (Abb. 2)
In standigem Kampf gegen Krankheit und Depressionen hat er, sich immer wieder
selbst Uberwindend, seine geistig-politische Welt auf- und ausgebaut. Nur
etappenweise und unter groBen Anstrengungen hat er das umfangreiche Werk
»Die Unions-Verfassung Danemarks und Schleswigholsteins«, das Georg
Beseler 1841 herausgab, abschlieRen kdnnen. Es zeigt Ubrigens, dafl} Lornsen an
seinen oben skizzierten allgemeinen Zielen bis zuletzt festgehalten hat.
Gewil3 gehort zur Interpretation der Flugschrift auch eine Darstellung der
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folgenreichen Wirkung, die sie gehabt hat. Aber dazu fehlt hier die Zeit. So mége
denn das ReslUmee genugen, das sein Freund Hegewisch in der genannten
Aufzeichnung gezogen hat: »Alle Anfange zum Besseren, die in diesem Lande
und in Déanemark seit 1830 gemacht worden, sind veranlaf3t durch den Anstof3,
den Lornsens kraftiger Finger 1830 gegeben, Oberappellationsgericht, eigenes
Administrations-Collegium, Stdndeversammlung, nicht nur in den Herzogtiimern,
sondern auch im Kénigreich Danemark.«
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DIETER LOHMEIER
Theodor Storm und die Politik

Als am Ende des Jahres 1863 mit dem Tod Friedrichs VII., des letzten Kénigs von
Danemark aus dem Hause Oldenburg, der Konflikt zwischen der schleswig-
holsteinischen Unabhangigkeitshewegung und dem danischen
Nationalliberalismus sich zum zweiten Mal innerhalb von zwei Jahrzehnten bis
zum Krieg zuspitzte, schrieb Storm das politische Gedicht »Graber in Schleswig«.
Er sprach darin mit dem echten Pathos 6ffentlicher Rede von der Kanzel oder vom
Rednerpult herab, denn er wollte die o6ffentliche Meinung Deutschlands
mobilisieren, fiir die Unabhéangigkeit seines Heimatlandes die Waffen zu ergreifen,
und er lieR dieses Gedicht daher auch, ganz gegen seine sonstige Praxis, in der
»Gartenlaube« drucken, einem Massenblatt. Seinem Freund Hartmuth Brinkmann
schrieb er sechs Wochen spater, bei dem in seiner Heimat bevorstehenden Kampf
»der Tyrtdus der Demokratie« zu werden, das moderne Gegenstiick zum
klassischen politischen Lyriker der griechischen Antike, sei sein »heil3ester
Lebenswunsch« (18.1.1864). Hier sprach er mit demselben Pathos wie im
Gedicht, und kaum eine Arbeit, die sich mit Storms politischer Lyrik oder mit seiner
Haltung zur schleswig-holsteinischen Frage speziell oder zur Politik allgemein
befal3t, 1aRt sich dies Zitat entgehen, weil es so markant von politischem
BewuRtsein und politischem Engagement spricht. Aber kaum jemand, der Storms
Leben und Werk ndher kennt, kann sich auch verhehlen, dal} das Pathos des
Gedichts und des Briefs nicht die ganze Wahrheit Gber das Verhaltnis Storms zur
Politik ist. Der Fiinfzeiler, den er 1864 in der 4. Auflage seiner »Gedichte« an das
Ende der Reihe der politischen Gedichte und damit zugleich ganz betont an das
Ende des Ersten Buches seiner Lyrik Uberhaupt setzte, thematisiert ausdricklich
die Spannung zwischen politischem Engagement und sinnender Versenkung in
die ganz unpolitische Natur:

Wir kénnen auch die Trompete blasen

Und schmettern weithin durch das Land;

Doch schreiten wir lieber in Maientagen,

Wenn die Primeln blihn und die Drosseln schlagen,

Still sinnend an des Baches Rand (1,85).

Aber auch diese Selbstdeutung nach dem Muster des Verhéltnisses von Pflicht
und Neigung laRt sich noch als eine Stilisierung und Harmonisierung verstehen,
denn es gibt noch andere, sehr viel kritischere Selbstzeugnisse. So bezeichnet
Storm sich in einem Brief aus dem Jahre 1850, also auch in einer Zeit besonderer
politischer Spannung, als einen »wenig politischen Menschen«, und in einem Brief
an seinen Vater aus dem Jahre 1858 spricht er von seinen politischen Ansichten
und fugt dann die skeptische Bemerkung hinzu: »soweit ich deren tberhaupt
habe«. Das ist zweifellos genauso ehrlich gemeint wie das Pathos des Gedichts
»Graber in Schleswig«, obwohl eins das andere eigentlich ausschlieRen mifte.
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Ein »wenig politischer Mensch« scheint jedenfalls nicht gerade der geeignetste
Berwerber fur die Rolle des »Tyrtdus der Demokratie« zu sein, und man kénnte
daher meinen, Storm habe sich selbst etwas vorgemacht, als er 1863
ausgerechnet nach diesem Dichterlorbeer greifen wollte, statt sich mit dem
bescheideneren Kranz aus Veilchen und Primeln oder aus blihendem Heidekraut
zu begniigen. Das ist jedoch nicht der Fall; die Selbstkritik und das Pathos in
Fragen der Politik gehen durchaus zusammen, wenn man sich klarmacht, was
Politik und Demokratie eigentlich fir Storm bedeutet haben.

Von Politik als einer »Kunst des Mdglichen«, wie Storms Zeitgenosse Bismarck
sie definierte und praktizierte, verstand Storm herzlich wenig. Das zeigen gerade
die Ereignisse der Jahreswende 1863/64 mit verbliffender Deutlichkeit, doch um
das zu belegen, muR man etwas weiter zurlickgreifen. — Die schleswig-
holsteinische Erhebung hatte 1848 in ganz Deutschland eine Welle nationaler
Begeisterung ausgeldst, weil sie mit der Marzrevolution zusammentraf. Daher
wurde die Erhebung zunédchst auller von Freischérlern aus allen Schichten der
Bevélkerung auch vom Deutschen Bund und insbesondere von PreuRRen
unterstltzt und war daher zunéchst einmal einen Sommer lang erfolgreich. Dann
aber geriet sie sehr bald ins Stocken, als sich die anderen europdischen
GroBméachte einschalteten. Da diese im Interesse des europdischen
Gleichgewichts fiir die Erhaltung des dénischen Gesamtstaates in seinem alten
Gefuge zwischen dem Konigreich Danemark und den Herzogtimern Schleswig
und Holstein eintraten (Lauenburg kann hier auf3er Betracht bleiben) und da eben
deswegen ein Krieg mit Osterreich drohte, muRte im Jahre 1850 zuletzt auch
PreuRRen darauf verzichten, die Erhebung zu unterstitzen. Die 6ffentliche Meinung
in den Herzogtimern und andernorts in Deutschland sah darin nichts als einen
schméhlichen Verrat an der nationalen Sache und an den — wie man es sah —von
Fremdherrschaft bedrohten deutschen Briidern in Holstein und ganz besonders in
Schleswig. Der Rickzug PreuBens war jedenfalls das politische Ende der
Erhebung; die Schlacht von Idstedt im Sommer 1850 und die Belagerung von
Friedrichstadt im Herbst desselben Jahres waren im Grunde von vornherein
aussichtslose Versuche der auf sich allein gestellten Aufstandischen, das Blatt
doch noch zu wenden. Wie die offentliche Meinung dazu stand, zeigt die
Tatsache, dal3 der PreuRe Theodor Fontane sogleich nach der Schlacht von
Idstedt aus Berlin in die Herzogtimer eilte, um wenigstens als Journalist
dabeizusein, obwohl ihm sein Gewissen eigentlich die aktive Teilnahme im Kampf
geboten hatte: »Gerade weil alle Welt jetzt schreit: ,die Sache ist verloren!” und
weil sie’s vielleicht wirklich ist, geziemte es deutschen Mannern... mit dem guten
Recht jenes herrlichen Landes zu stehn oder zu fallen« (an B. v. Lepel, 28.
7.1850). Aus demselben Empfinden heraus unternahm Storm in seinem Gedicht
»Graber an der Kiste« (1,59) die Sinngebung des eigentlich Sinnlosen, indem er
den Gefallenen der letzten K&dmpfe ins Grab nachrief:

In diesem Grabe, wenn das Schwert zerbricht,
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Liegt deutsche Ehre fleckenlos gebettet!
Beschiitzen konntet ihr die Heimat nicht,
Doch habt ihr sterbend sie vor Schmach gerettet.

Seit 1851 wurde in Schleswig und in Holstein die alte politische Ordnung
wiederhergestellt, und 1852 wurden dann im Londoner Vertrag und in seinen
Nebenabreden unter internationaler Beteiligung der Erhalt des Gesamtstaates
(unter ausdricklichem Verbot aller auf eine Inkorporation des Herzogtums
Schleswig ins Kdnigreich zielenden Schritte) garantiert und Prinz Christian von
Schleswig-Holstein-Sonderburg-Glucksburg zum danischen Thronerben erklart,
sofern das Haus Oldenburg, wie zu erwarten war, im Mannesstamm ausstarb.

Dieser Fall trat nun im November 1863 mit dem Tod Friedrichs VII. ein, und der
Glucksburger bestieg als Kénig Christian IX. den Thron. Unter dem Druck der
offentlichen Meinung im Konigreich muf3te er sogleich die sog.
Novemberverfassung unterzeichnen, die unter Friedrich VII. gerade
verabschiedet worden war, wegen dessen plotzlichen Todes aber nicht mehr hatte
in Kraft gesetzt werden kénnen. Diese Verfassung war ein wesentlicher Schritt auf
dem Wege zur Erfillung der Ziele der danischen Nationalliberalen, der sog.
Eiderdanen, denn sie sah eine staatsrechtliche Vereinigung des Herzogtums
Schleswig mit dem Koénigreich Danemark vor. Christian IX. konnte, wenn er den
Thron nicht aufs Spiel setzen wollte, nicht umhin, die Novemberverfassung zu
unterschreiben, obwohl sie ganz zweifellos gegen die Vereinbarungen mit
Osterreich und PreuRRen von 1851/52 verstiel3.

Die schleswig-holsteinische Erhebung flinfzehn Jahre zuvor hatte drei, wie es
damals hiel3, »Fundamentalsatze des Landesrechts« auf ihr Panier geschrieben
gehabt: 1. die Herzogtumer sind selbstandige Staaten, 2. in ihnen herrscht der
Mannesstamm, und 3. Schleswig und Holstein sind engverbundene Staaten.
Gegen diese Fundamentalsétze verstieRen die Thronfolgeregelung, die
Nebenabreden des Londoner Vertrags und die Novemberverfassung, und die
Verfechter einer schleswig-holsteinischen Eigenstaatlichkeit sahen daher im
November 1863 eine Mdglichkeit, den Gesamtstaat auf legale Weise zu sprengen,
indem sie dem Erbprinzen Friedrich von Schleswig-Holstein-Sonderburg-
Augustenburg als angestammtem, legitimem Thronerben in den Herzogtiimern
huldigten. Die 6ffentliche Meinung in Deutschland schlug sich weithin auf ihre
Seite und versuchte den Deutschen Bund zu drangen, sich mit militdrischer Hilfe
auf die Seite des Augustenburgers zu stellen. Das geschah jedoch nicht, obwohl
die Mittelméchte zumeist dazu bereit waren. Bismarck als preulischer
Ministerprésident stellte sich vielmehr anscheinend ganz auf den Boden des
Londoner Vertrags; d. h.: er erkannte Christian 1X. als rechtméafigen Thronfolger
an, drangte ihn aber, die Novemberverfassung zuriickzunehmen. Das gab den
Ausschlag; der Deutsche Bund konnte nicht eingreifen.

In eben dieser politischen Situation verdffentlichte Storm nun am 2. Dezember
1863 sein Gedicht »Gréaber in Schleswig« (1,83). Es knipft in seinen Motiven und
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in seiner politischen Haltung an das 1850 geschriebene Gedicht »Gréber an der
Kuste« an und spricht im Angesicht der Graber der Gefallenen aus der
Erhebungszeit die Hoffnungen des Schleswig-Holsteiners mit biblischem Pathos
aus oder — wie Storms Freund Ludwig Pietsch sagte — »im groRen Stil heiliger
Leidenschaft«. Das gilt vor allem fir die 3. und 4. Strophe:

Die Schmach ist aus; der eh’rne Wirfel fallt!

Jetzt oder nie! Erflllet sind die Zeiten,

Des Dénenkonigs Totenglocke gellt;

Mir klinget es wie Osterglockenlauten!

Die Erde dréhnt; von Deutschland weht es her,

Mir ist, ich hor’ ein Lied im Winde klingen,

Es kommt heran schon wie ein brausend’ Meer,

Um endlich alle Schande zu verschlingen! — —
Angesichts des Zbdgerns des Deutschen Bundes aber schlagt diese Hoffnung
sogleich in Enttduschung um. Die beiden folgenden Strophen lauten:

Torichter Traum! — Es klingt kein deutsches Lied.

Kein Vorwaérts schallt von deutschen Bataillonen;

Wohl dréhnt der Grund, wohl naht es Glied an Glied,;

Doch sind’s die Reiter danischer Schwadronen.

Sie kommen nicht. Das Londoner Papier,

Es wiegt zu schwer, sie wagen’s nicht zu heben.

Die Stunde dréangt. So helft ihr Toten hier!

Ich rufe euch, und hoffe nichts vom Leben.
Storm sah in alledem ein schméahliches Versagen der fuhrenden Politiker,
namentlich der Adligen unter ihnen, und nachdem endlich PreuRen und Osterreich
— nach Ablauf des Christian IX. gestellten Ultimatums — am 1. Februar 1864 den
Krieg gegen Danemark begonnen und wenig spéter siegreich zu Ende gefuhrt
hatten, schrieb er im Mai ein Gedicht mit der Uberschrift »1864« (1,84), das er als
mit »Graber in Schleswig« zusammengehdrig betrachtete und in dem er die
offentliche Meinung und die Agitation des Nationalvereins als die eigentlichen
Volkskrafte feierte, die Politiker wie Bismarck zum richtigen Handeln erst hatten
dréngen mussen:

Ein Raunen erst und dann ein Reden;

Von allen Seiten kam'’s herbei,

Des Volkes Mund ward laut und lauter,

Die Luft schlug Wellen von Geschrei.

Und die sich stets entgegenstemmen

Dem Geist, der groRer ist als sie,

Sie waren in den Kampf gerissen,

Und wuf3ten selber kaum noch wie.

Sie standen an den deutschen Marken

Dem Feind entgegen unverwandt,

Und waren, eh’ sie es bedachten,
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Das Schwert in ihres Volkes Hand.

Im selben Sinne deutete Storm auch im Dezember 1864 in einem Brief an Fontane
Bismarck und die preuBischen Militars als ausfiihrende Organe der durch den
Nationalverein reprasentierten volonté générale: den Beginn des Krieges hatten
die Schleswig-Holsteiner »dem Drang der Nationalpartei« zu verdanken, »denn
dort waren die Treiber; die Herren regierenden Junker, die schlieBlich das
Commandowort gaben, waren nur die Getriebenen« (19.12.1864).

Diese AuRerungen politischen Engagements entsprachen durchaus dem Geist
der Zeit, aber das andert nichts an der Tatsache, daR sie die entscheidenden
politischen Vorgéange grundlich verkannten. Storm hat 1863/64 offenbar nicht
durchschaut, welche Politik Bismarck tatsachlich verfolgte, und es gibt auch keine
Belege dafir, dal3 es ihm zu einem spateren Zeitpunkt bewuf3t geworden ware.
Wahrend namlich Storm mit seinen »Grabern in Schleswig« auf rasches Handeln
drangte, damit der alles entscheidende, verheiBungsvolle Augenblick nicht
ungenutzt verstreiche, spielte Bismarck ,auf Zeit’. Er respektierte den Londoner
Vertrag, aber nicht aus Ehrfurcht, sondern aus Kalkil. Er dréangte Christian IX., die
Novemberverfassung zurlickzunehmen, wohl wissend, daf? dieser das nicht tun
koénne, ohne seinen Thron zu riskieren. Damit schuf er sich eine Handhabe, die
genau das erreichte, was Preu3en 1850 zur Handlungsfreiheit in der schleswig-
holsteinischen Frage gefehlt hatte: er konnte Osterreich bewegen, an der Seite
PreuRens in die Auseinandersetzungen einzugreifen, und zwar nicht nur in
Holstein, sondern auch in Schleswig, wo der Deutsche Bund ja an sich keinerlei
Rechte hatte, und er konnte diesen deutschen Krieg gegen Danemark zudem
unter Berufung auf den Londoner Vertrag so fiihren, daR die anderen
europaischen Machte dagegen nicht intervenieren konnten. Uberhaupt dachte
Bismarck nicht im entferntesten daran, sich dieses strategische Kalkil durch die
Erregung der &ffentlichen Meinung verderben zu lassen. In einem Brief vom 24.
Dezember 1863 findet sich eine dafiir bezeichnende Bemerkung, die unter
anderem auch auf den Kreisrichter Storm in Heiligenstadt und sein Gedicht in der
»Gartenlaube« gemiinzt sein kénnte: »Die Frage ist, ob wir eine Gromacht sind
oder ein deutscher Bundesstaat, und ob wir, der erstem Eigenschaft
entsprechend, monarchisch oder, wie es in der zweiten Eigenschaft allerdings
zulassig ist, durch Professoren, Kreisrichter und kleinstadtische Schatzer zu
regieren sind.« Bismarcks Kalkiil ist bekanntlich aufgegangen, und er hat am Ende
auch erreicht, was weder Storm noch die 6ffentliche Meinung in Deutschland
wollten: er machte aus den Herzogtiimern nicht einen selbstandigen deutschen
Bundesstaat, sondern eine preuBBische Provinz.

Nun ist die monarchische Machtpolitik Bismarcks gewi3 nicht der MaRstab aller
Urteile iiber politische Fragen des 19. Jahrhunderts, und Storms AuRerungen iiber
die Vorgange der Jahreswende 1863/64 sollen auch durch die Konfrontierung mit
Bismarcks Strategie — wie sie erst im Lichte der spateren historischen Forschung
mdglich geworden ist — nicht einfach abgewertet werden, sondern es soll deutlich
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machen, was in sein Urteil in politischen Dingen nicht eingeht, und es soll als
konkretes Beispiel firr einige notwendigerweise allgemeine Feststellungen dienen.
1. Die Begrenztheit von Storms Einsicht in eine Politik, wie Bismarck sie 1863/64
betreibt, hat wenig mit der Begrenztheit seines personlichen Erfahrungshorizonts
zu tun; es war keine individuelle Begrenztheit des Urteils, sondern eine durchaus
epochentypische. Die Haltung, die in seinen zitierten politischen Gedichten zum
Ausdruck kam, befand sich im Einklang mit der offtenlichen Meinung
Deutschlands; die Redaktion der »Gartenlaube« druckte die »Graber in
Schleswig« vermutlich nicht etwa, weil sie sich Storm gegeniiber besonders hatte
verpflichtet fiihlen missen, sondern weil sie annehmen konnte, daf er
ausspreche, was zu dieser Stunde ausgesprochen werden miisse und was ihren
Lesern gefalle. Als Bismarck sich auf den Boden des Londoner Vertrags stellte,
galt er auch im Urteil der politisch Sachkundigen durchaus nicht als so weitsichtig,
wie er sich am Ende erweisen sollte. Besonders bezeichnend dafir ist die
Tatsache, daf3 auch in den Kreisen der Kopenhagener Regierung niemand seine
Strategie durchschaut zu haben scheint, dal? man dort vielmehr darauf hoffte, sich
mit PreuBen arrangieren zu kdnnen und dall die anderen GrolRméchte
zugungsten Danemarks in den Konflikt eingreifen wiirden. Georg Brandes hat
spater in seinem Buch »Die Manner des modernen Durchbruchs« die déanische
Gesellschaft der Jahre zwischen 1848 und 1864 als »hirnrissig tberspannt in ihrer
Politik« bezeichnet und von ihr gesagt, sie habe sich eingebildet, wenn sie nur die
Augen schlie3e, sei das, was sie nicht sehen wolle, auch nicht mehr vorhanden.
Dem Politiker und Schriftsteller Hans Egede Schack und seinen Freunden
erschien schon wahrend dieser Zeit gerade die eiderdanische Politik als
symptomatisch fur den gefahrlichen Verlust politischen AugenmaRes, und es ist
gewil3 kein Zufall, da gerade Schacks Zeitroman mit dem programmatischen
Titel »die Phantasten« (Phantasterne, 1857) von der déanischen
Literaturgeschichte der Rang eines fir jene Jahre exemplarischen Werks
zuerkannt worden ist. Herman Bang hat 25 Jahre nach dem Deutsch-Dénischen
Krieg in einer beriihmten Szene seines Romas »Tine« (1889) die Stimmung auf
der danischen Seite mit Scharfblick gezeichnet. Er &Rt sich dort in der Nacht vor
der R&umung des Danewerks die Manner im Vertrauen auf einen danischen Sieg
in einen Rausch hineinreden, auf dessen Hohepunkt, kurz vor dem Umkippen in
den Katzenjammer, der Dichter beschworen wird, der der jungen Generation
»neue Ausblicke erdffnet und neue Zeiten verkiindet« hat: »Aber, meine Herren,
selbst wenn es lllusionen waren — diese lllusionen haben uns genadhrt und sind
unser Brot gewesen... Und wenn jetzt... an Danemarks Wall eine Schar Wache
halt, die funkelnden Blickes durch die Nacht Danemarks Raubern entgegensieht,
dann haben er und sein Werk ihre Hoffnung genéhrt und sie so weit gebracht.« In
Bangs Darstellung ist eine kraftige Portion béser Ironie, die aus der Einsicht des
spater Geborenen erwachsen ist, aber trotzdem spiegelt sie dasselbe Pathos und
dieselbe Haltung zum politischen Gegner, wie sie sich in Storms Gedichten finden.
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Diese sind kennzeichnend fir die deutschen wie fiur die dénischen
Nationalliberalen und fir ihre Politik der »heiligen Leidenschaft«.

Der Kampf um das Herzogtum Schleswig, das man auf beiden Seiten ungeteilt
und unter Berufung auf das historische Recht wollte, hatte diesseits wie jenseits
der Sprachgrenze den Charakter dessen, was Thomas Nipperdey in seiner
»Deutschen Geschichte 1800-1866« als »politischen Glauben« bezeichnet. Er
meint damit die weitgehend unreflektierte, von Geflhlsbindungen bestimmte
Identifikation des einzelnen mit einer uniiberschaubaren Gruppe Gleichgesinnter,
und er betont, dal dieser politische Glaube ein Phdnomen gerade des 19.
Jahrhunderts sei, ein moderner Ersatz fir die alte Einbindung in Giberschaubare,
mit personlichem Geprage versehenen korporativen, standischen und
hierarchischen Ordnungen, die durch die Franzdsische Revolution und ihre
Folgen ihre Bedeutung verloren hatten.

Nipperdeys Begriffspragung und seine Beschreibung des Phdnomens sind auch
insofern aufschluRreich, als man von dorther gut erklaren kann, warum im Zeichen
des nationalen Kampfes in Schleswig-Holstein wie in Danemark gerade die
Gesangvereine und die politischen Feste eine so grof3e Rolle spielen: eben als
Organisationsformen politischer  Andachten und des politischen
Gemeindegesangs in einer Zeit, in der die politischen Parteien im modernen Sinne
erst im Entstehen begriffen waren. Am Friesenfest des Jahres 1844 in Bredstedt,
das ja vor allem eine politische Demonstration der schleswig-holsteinischen
Unabhéangigkeitsbewegung war, hat Storm sich selbst als Sanger und Dirigent
beteiligt. Er hat seiner Braut davon in einem Brief berichtet, und er spricht dabei
bezeichnenderweise »von dem Advokaten Beseler, der die Leute von der Bihne
herab politisch konfirmierte, so daf? sie ihm ordentlich antworteten und sich alles
herauskatechisieren lieRen und ihm alle ihr politisches Glaubensbekenntnis
hersagen mufiten.«

Von Nipperdey her wird auRerdem das unverkennbar biblische Pathos erklarlich,
mit dem Storm in seinen politischen Gedichten spricht. An sich ist es ja
verwunderlich, daR Storm, der in seinen religivsen Uberzeugungen betont
unchristlich ist, fiir politische Zwecke die pathetische Eindringlichkeit der
biblischen Sprache und ihrer Bilder einsetzt, obwohl er selbst an deren Botschaft
nicht mehr glaubt. Naturlich kann man das wirkungséasthetisch erklaren, aus
seiner Absicht, seine Leser bei ihrem Gefiihl zu packen; aber dariiber hinaus hat
dieses Stilmittel auch ausdrucksasthetisch einen Sinn: weil Storms Engagement
im nationalen Kampf gegen Danemark in einem politischen Glauben wurzelt, ist
es ihm ganz selbstversténdlich, diese Uberzeugungen auch in biblischen Bildern
auszusprechen, weil es die angemessenste Sprache ist, die dafiir zur Verfiigung
steht.

Nicht zuletzt macht Nipperdeys Konzept des politischen Glaubens es auch
verstandlich, warum ein »wenig politischer Mensch« wie Storm in erregten
Situationen zu der Uberzeugung gelangen kann, er sei zum politischen Dichter
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berufen. Sprachrohr einer politischen Gemeinschaft, die von »heiliger
Leidenschaft« erregt ist, kann man ndmlich auch werden, ohne sich zuvor téaglich
und professionell mit aktuellen Fragen des gewdhnlichen politischen Geschéfts
befalt zu haben, wie Parlamentarier und Publizisten es tun; dafur gentgt vielmehr
die Leidenschaft, verbunden mit der dichterischen Gabe, »zu sagen, was ich
leide«. Schiller hat fur diesen Zusammenhang im Helden seines Schauspiels
»Wilhelm Tell« ein Modell geliefert: den Einzelgéanger, der nicht in Politik
verwickelt werden will, der dann aber plétzlich doch zum Organ des Volkswillens
wird, als er sich durch GeRler in seinem Naturrecht als Vater verletzt sieht. Bei
Schiller ist das unverletzbare Heiligtum der Bereich von Haus und Familie, bei
Storm nimmt dessen Stelle vor allem die deutsche Sprache ein. Deren Bedrohung
durch die eiderdanische Politik und die Sprachreskripte l6st bei ihm Reaktionen
aus, die durchaus denen vergleichbar sind, die GeRler dadurch verursacht, dalR
er Teil auf seinen eigenen Sohn schiel3en [aRt.
2. So skeptisch sich Storm seinem Vater gegentber auch tber das Ausmafd
seiner politischen Uberzeugungen geduRert haben mag, so ist es doch véllig
unverkennbar, daR es zumindest eine politische Uberzeugung gab, von der er
sein Leben lang nicht gelassen hat: den Selbstbehauptungsanspruch des Biirgers
gegenuber dem Adel. Am Schlu der Erzéhlung »Im Saal« [aRt Storm die
GroBmutter aus der Gegenwart zurtickblicken in die patriarchalisch befriedete
Ordnung ihrer Jugendzeit. Storm laf3t sie sagen:
»Es war damals freilich noch eine stille bescheidene Zeit; wir wollten noch nicht Alles
besser wissen als die Majestaten und ihre Minister; und wer seine Nase in die Politik
steckte, den hieRen wir einen KannegielRer, und war’s ein Schuster, so lie man die
Stiefel bei seinem Nachbar machen. Die Dienstmadchen hie3en noch alle Trine und
Stine, und jeder trug den Rock nach seinem Stande. Jetzt tragt Ihr sogar Schnurrbéarte
wie Junker und Kavaliere. Was wollt Ihr denn? Wollt Ihr alle mitregieren?«/ »Ja,
GroRBmutter«, sagte der Enkel./ »Und der Adel, und die hohen Herrschaften, die doch
dazu geboren sind? Was soll aus denen werden?«/»0 — — Adel — —« sagte die junge
Mutter und sah mit stolzen liebevollen Augen zu ihrem Mann auf./ Der lachelte und
sagte: »Streichen, Grol3mutter; oder wir werden alle Freiherrn, ganz Deutschland mit
Mann und Maus. Sonst seh ich keinen Rat.« (1,292 f.)
Das ist 1848 geschrieben, im Zeichen der birgerlichen Revolution jenes Jahres,
und es ist in Storms literarischem Werk eine der friihesten AuRerungen dieser
seiner politischen Grunduberzeugung, die ein Erbe der Aufklarung ist. Die
Verfassungsfrage, der Kampf um das politische Mitspracherecht der
Staatsbiirger, der die gesamte liberale Offentlichkeit der ersten Halfte des 19.
Jahrhunderts von den Befreiungskriegen bis 1848 aufs heftigste bewegt hat,
scheint Storm wenig interessiert zu haben. Was er wollte, war vor allem die
Anerkennung des Birgertums als des wahren Adels der Nation und die
Abschaffung der privilegierten Stellung des Adels. Inhm ging es also mehr um die
gesellschaftliche Seite des politischen Problemkomplexes. In der zitierten
Passage aus der Erzdhlung »Im Saal« sind zwar beide Gesichtspunkte
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nebeneinander vorhanden, denn es ist ja ausdriicklich auch vom Mitregieren die
Rede, aber wenn man Storms AuRerungen insgesamt (iberblickt, so &Rt sich doch
feststellen, dalR der allgemein politische  Aspekt hinter dem
gesellschaftspolitischen auffallig zurticktritt. Vor allem die Erfahrungen, die Storm
wahrend seiner Exiljahre in PreuRen gemacht hat, scheinen ihn in gerade dieser
birgerlichen Uberzeugung bestarkt zu haben. In den Werken, die er in
Heiligenstadt schrieb, trat das bald nach 1860 sehr deutlich in Erscheinung, zumal
in der Novelle »Im SchloR«, in der die Ehe zwischen dem adligen Schlo3fraulein
Anna und dem Bauernsohne Hinrich Arnold, der zum Universitatsprofessor
aufgestiegen ist, durchaus programmatischen Charakter hat, nicht nur fir Storms
Konzept der Liebesheirat, sondern auch fur den Ausgleich der Stéande. Aus der
Entstehungszeit der Novelle berichtet Storm seinen Eltern (9.12.1861) uber
Gesprache mit der Frau seines Freundes, des Heiligenstadter Landrats Alexander
von Wussow:
Als sie den Inhalt der neuen Novelle gewittert, bat sie mich freundschaftlich, doch nichts
gegen den Adel zu schreiben. Ich mulBte ihr freilich erklaren, dafl3 der Dichter wie jeder
Kunstler dahin gedréangt werde, seine Personlichkeit auszuprégen; und daf} zu meinen
tiefsten Uberzeugungen gehore, Adel und Kirche seien die zwei wesentlichsten
Hemmnisse einer durchgreifenden sittlichen Entwicklung unsres sowie andrer Volker.
»N&a Storm«, meinte sie resigniert, »ich kan mir nicht helfen; ich halte das fur eine
entschiedene Schwéache von lhnen.«

Storm selbst sah das natirlich ganz anders. Fir ihn war gerade diese
Uberzeugung der demokratische Gehalt seiner Novelle. Als sein Sohn Hans ihm
einige Jahre spater Uber Gesprache mit Alexander von Wussow berichtete, in
denen es offenbar um den weltanschaulich-politischen Gehalt seiner Novellen der
Heiligenstadter Zeit und wohl ganz besonders um »Im Schlof3« gegangen war,
antwortete Storm ihm im Mai 1868:
Wussow kannst Du auf seine groBmutige Rede bestellen, dal wenn meine Poesie
Uberhaupt einen Wert hat, auch die darin enthaltene Demokratie ihren Wert und ihre
Wirksamkeit haben wird... Es wére doch sehr merkwurdig, wenn durch mein »Im
SchlofR« ... nicht in vielen der Leser ein Nachdenken, eine Vorstellung, eine neue
Einsicht oder ein scharferes Empfinden und Auffassen dieser Verhéltnisse des Lebens
bewirkt worden waére.
Demokratie als verfassungsrechtliche Organisation des Staates spielt in Storms
Novelle Gberhaupt keine Rolle. Der Begriff kann hier also nur im sozialen Sinne
gemeint sein, und genau so ist er auch gemeint, wenn Storm in seinem eingangs
zitierten Brief davon spricht, er wolle der »Tyrtaus der Demokratie« sein.
Diese AuRerung steht im Zusammenhang von Storms Haltung zum Erbprinzen
von Augustenburg, dem viele seiner Landsleute im Dezember 1863 als Herzog
Friedrich VIII. von Schleswig-Holstein huldigten. Storms Freunde und seine
Verwandten legten ihm offenbar nahe, doch ja den Anschluf? nicht zu verpassen
und sich dem Thronpratendenten zu ndhern. Storm selber aber blieb auf Distanz.
Am 21. Dezember 1863 schrieb er an seine Eltern: »Der Herzog ist, wie alle
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Gekronten, meinem demokratischen Herzen eine sehr gleichgiltige Person.
Uberdies weil ich sehr wohl:

Und haben wir unser Herzoglein

Nur erst im Lande drinnen,

Dann wird, mir kribbelt schon die Faust,

Ein ander’ Stiick beginnen.

Der Junker muf3 lernen den schweren Satz,

DaR3 der Adel in unsern Zeiten

Zwar allenfalls ein Privatplaisir,

Doch sonst nichts hat zu bedeuten.« (1,264)
Und nach zwei weiteren Strophen ging es dann im Brief in Prosa weiter: »Es ist
mir sehr wohl bewuf3t, daf3 der Uiberall unausbleibliche Kampf zwischen der alten
und neuen Zeit bei uns ein sehr hartndckiger werden muf3. Diesen sozialen Kampf
in meiner Heimat noch zu erleben und ristig durch das begeisterte Wort
mitkdmpfen zu kdnnen, ist in bezug auf das auRere Leben mein allerhei3ester
Wunsch.«
Hier ist eine Haltung sichtbar, in der Storm sich ganz markant von den
tonangebenden Kreisen seiner schleswig-holsteinischen Landsleute um die
Jahreswende 1863/64 unterschied. Fir sie war, wie fir Storm, der
Augustenburger im wesentlichen Mittel zum Zweck, und dieser war die Losldésung
der Herzogtimer Schleswig und Holstein von Danemark. Die wollte Storm
nattrlich auch; die beiden Weihnachtsnovellen »Unter dem Tannenbaum« und
»Abseits«, die er 1862 und 1863 fiur die Leipziger »lllustrierte Zeitung« schrieb,
lassen genau wie das Gedicht »Graber in Schleswig« erkennen, da’ er den
nationalen Konflikt noch mit derselben Inbrunst und Einseitigkeit des politischen
Glaubens sah wie 1848. Aber der zitierte Brief und das Gedicht machen doch
deutlich, da ihm noch wichtiger die innere Demokratisierung des unabhangig
gewordenen Schleswig-Holstein war, die er fur unausweichlich hielt. Dieser Brief
gibt Uberdies zu erkennen, dal3 Storm dabei nicht unbedingt an einen so
friedlichen Ausgleich dachte, wie er ihn in der Novelle »Im Schlof3« darstellt; wenn
er von einem »sozialen Kampf« spricht, war das keine véllig verbla3te Metapher,
sondern Ausdruck einer durchaus politischen Uberzeugung.
Angesichts dieser Haltung kann man sich erst richtig vorstellen, was es fur Storm
bedeutet haben muf3, dal er am 7. Februar 1864 zum Landvogt von Husum
berufen wurde, und zwar nicht von einer Obrigkeit, in der die Junker den Ton
angaben, sondern von einer Blrgerversammlung. Daf3 Storm bereit war, diese
Berufung anzunehmen und dafir in einer politisch noch vollig ungeklarten
Situation seine Stellung in Heiligenstadt aufzugeben, kann man durchaus
einleuchtend mit seiner starken Bindung an die Heimatstadt erklaren, aber es
bekommt doch seinen vollen Sinn erst, wenn man auch den eben skizzierten
politischen Zusammenhang mitbedenkt: daf3 die Berufung fur Storm ein Ausdruck
jener Demokratie war, um die es ihm vor allem zu tun war, und daR hier das Volk,
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wie er es verstand, politisch gehandelt hatte. Vor diesem Hintergrund kann man
dann freilich auch ermessen, wie niederdriickend es fiir ihn gewesen sein muf3,
dafl3 er am Ende doch wieder preuRBischer Beamter werden muf3te, als Bismarcks
Strategie ihr Ziel erreicht hatte und die Herzogtimer preuBlische Provinz
geworden waren.
Flr Storm muf3 es eine Bestatigung seiner tiefverwurzelten Abneigung gegen den
Adel gewesen sein, daR es in der Ubergangszeit zwischen der Loslésung der
Herzogtimer von Danemark 1864 und ihrer Annexion durch Preuen 1867
gerade Vertreter der schleswig-holsteinischen Ritterschaft waren, die als erste mit
zwei Denkschriften dieser Annexion die politischen Wege zu bereiten versuchten,
und es muB ihn enttduscht haben, dal nach 1871 auch sehr viele birgerliche
Nationalliberale in Schleswig-Holstein sich mit der Annexion durch PreuRRen
aussohnten, weil ihnen am Ende die nationale Einheit Deutschlands wichtiger war
als die innere Freiheit. Als Storm nach dem Ausbruch des Deutsch-Franzdsischen
Krieges 1870/71 zu »Schutz- und Trutzliedern« aufgefordert wurde, weigerte er
sich und reagierte statt dessen seinen Unmut in Versen ab, die er seinem Sohn
Ernst brieflich mitteilte:

Hat erst der Sieg Uber fremde Gewalt

Die Gewalt im Innern besiegt,

Dann will ich rufen: Das Land ist frei!

Bis dahin spar ich den Jubelschrei (1,168).
Hier ging es eben um Storms politische Grundiiberzeugung, von der er nicht
lassen konnte und wollte. Es ehrt ihn, daf3 er in diesem Punkte unversdhnlich blieb
bis zuletzt. In Fragen der Verfassung, des Wahlrechts, der Finanzpolitik und vieler
anderer Dinge, die die offentliche Diskussion beherrschten, mochte er sich
durchaus mit Recht als einen »wenig politischen Menschen« bezeichnen, aber in
diesem einen Punkte war er doch fest in seiner Uberzeugung, und der Wunsch,
der Tyrtdus der so verstandenen Demokratie zu werden, war, soweit wir das
beurteilen kénnen, durchaus echt.

Vorabdruck eines Referates beim Internationalen Symposion anlaf3lich des 100. Todestages
Storms in Husum (7.-9. September 1988). Eine Aufsatzfassung wird 1989 erscheinen. —
Storm wird (mit Band- und Seitenzahl) zitiert nach: Theodor Storm, Samtliche Werke, hrsg.
v. Karl Ernst Laage u. Dieter Lohmeier, 4 Bde., Frankfurt a. M. 1987/88.

Alle Abbildungen aus: Karl Ernst Laage, Theodor Storms Welt in Bildern. Eine

Bildbiographie. Heide 1987, S. 123, 74,111. Siehe dazu auch die Rezension von C.-P.
Schmidt im Besprechungsteil dieses Grenzfriedensheftes.
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MARIANNE RISCH-STOLZ

»Ein Deichstlck sturzte«

Alex Eckeners lllustrationen zu Theodor Storms Schimmelreiter

Das Theodor-Storm-Jahr Kklingt auf bildnerischer Ebene u. a. mit einer
Wanderausstellung aus, in deren Rahmen die lllustrationen Alex Eckeners zu
Storms Meisternovelle »Der Schimmelreiter« gezeigt werden. Auf die Novelle
verweist auch der Titel der Ausstellung: »Ein Deichstiick stiirzte«. Eckeners
lllustrationen gelten unter den unzadhligen Schimmelreiter-lllustrationen als
Klassiker und werden erstmals mit ihrer Entstehungsgeschichte der Offentlichkeit
vorgestellt: So sind Originalradierungen sowie die aus dem Nachlal3 stammenden
Vorzeichnungen vertreten. Gemeinsam mit verschieden gestalteten
Klebeumbriichen verdeutlichen sie die Chronologie des geplanten illustrierten
Buches, das der Berliner Verleger Friedrich Feddersen (ein Neffe des
Kunstmalers Hans Peter Feddersen, Kleiseerkoog) herausgeben wollte.
Feddersen verstarb jedoch véllig unerwartet 1939, als die Vorbereitungen zur
Publikation bereits weit gediehen waren. Aus diesem Grund scheiterte das
Projekt, das heute daher auch nur skizzenhaft anhand der Klebeumbriiche und
vorhandener Briefe rekonstruiert werden kann.

Die Ausstellung zeigt einen breiten Querschnitt durch den Schaffensprozef3,
wobei die direkte Kombination von Vorzeichnung und fertiger Radierung es
ermoglicht, die Entwicklung vom ersten spontanen Entwurf Gber weitere Skizzen
bis hin zum endgiltigen Entwurf verfolgen zu kénnen. Die Wanderausstellung
beriicksichtigt somit die kuinstlerische Arbeitsweise des Graphikers Alex Eckener:
Auf Texttafeln sind neben Hintergrundinformationen allgemeiner Art auch
personliche AuRerungen des Kiinstlers wiedergegeben, die fir den Besucher
Hilfen zum Versténdnis der Graphiken bilden kénnen.

Alexander Eckener, genannt Alex Eckener (geboren am 21.8.1870 in Flensburg,
gestorben am 26.5.1944 in Aalen), erhielt die ersten Anleitungen zum Zeichnen
von Jacob No6bbe (1850-1919), einem bekannten Flensburger Bildnis-,
Landschafts- und Genremaler. Seine kinstlerische Ausbildung setzte Eckener
1888 an der Minchener Kunstakademie fort. Unter den dortigen Lehrern war
Johann Leonhard Raab (1825-1899) bestimmend fir die Entwicklung seiner
graphischen Neigungen, die sich zunehmend herauskristallisierten. 1892 kehrte
Eckener fiir sieben Jahre als Kunstmaler nach Flensburg zuriick. Er bekam
sogleich Anschlul? an die Ekensunder Kiinstlerkolonie, zu der u. a. Otto H. Engel,
Ludwig Dettmann, Anton Nissen, Sophus Hansen und Walter Leistikow zahlten.
1899 entschlof3 er sich, nochmals eine Akademie zu besuchen: Eckener wéhlte
sich Stuttgart aus, wo fiir seine graphische Weiterbildung Carlos Grethe (1864-
1913) der einfluBreichste Lehrer war, dessen Hauptinteresse dem Farbsteindruck
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galt. Die intensive Beschaftigung mit diesem Gebiet blieb nicht ohne Wirkung auf
Alex Eckener. 1904/05 verfaRte er einen eigenen Aufsatz »Uber die Technik in
der Kiinstlerlithographie«, der in den »Mitteilungen des Wirttembergischen
Kunstgewerbevereins Stuttgart« erschien.

1905 grindete Eckener eine eigene Radierschule, bereits 1908 erfolgte seine
Berufung als Lehrer an die Stuttgarter Akademie. Nachdem er 1912 zum
Professor fur Graphik ernannt worden war, Ubertrug man ihm 1925 eine
ordentliche Professur, die das Lehramt fiir Lithographie und Holzschnitt einschlof3.
Im gleichen Jahr erhielt Eckener das Direktorenamt, das er drei Jahre verwaltete.
Anschlief3end lehrte er noch bis 1936 an der Akademie. Erst danach erlaubte ihm
seine nun zur Verfugung stehende Zeit, sich intensiv mit den Schimmelreiter-
lllustrationen auseinanderzusetzen.

Der Inhalt der Novelle beschétftigte den Kiinstler bereits lange vor 1936: Ein Brief
vom 22.12.1921 belegt, dal schon damals Uber dieses Projekt Verhandlungen
mit dem Berliner Verleger Friedrich Feddersen stattgefunden haben mussen.
Eckener schreibt an seinen Freund Prof. Dr. Fritz Graef, einen bekannten
Flensburger Stadthistoriker: »Feddersen wird mir im tGbrigen mi3trauen .., da ich
noch mit zwei alten Sachen einer Abhandlung uber Radiertechnik und einer fein
illustrierten Ausgabe von Storms Schimmelreiter mit ihm arg im Ruckstand bin.«?t)
Bis Eckener sich ab 1936 den Radierungen ganz widmen konnte, hat er aber
bereits regelméflig wahrend seiner Aufenthalte in Schleswig-Holstein den
Deichbau studiert sowie landschaftliche Motive aus der Umgebung von Ockholm
und Bongsiel zeichnerisch aufgenommen. Diese Vorzeichnungen fanden spéter
zu einem grof3en Teil Verwendung in den lllustrationen, die das Geschehen dicht
an den Text angelehnt begleiten. Eckener schuf der Literatur ein bildliches
Aquivalent, eine »breit angelegte Milieuschilderung, eine die Menschen
einbeziehende Inventur der Landschaft, die in dramatischen Situationen, bedingt
durch das unberechenbare Element ebenso wie durch die Eigenart der Menschen,
dann und wann zu elementaren Ausbriichen neigt.«?)

Getreu seiner Kunstauffassung, die Alex Eckener in seinem unveréffentlichten
Manuskript »Was ist eine Radierung?« niederschrieb, stellten seine
Textillustrationen die Geschehnisse pointiert dar: »Die Idee ist der Angelpunkt, in
dem sie (die Radierung) sich zu bewegen hat; alle ihre Vorziige und Méngel gehen
— recht erfal3t — in diesem Zentrum zusammen; sie bringt, wie das Epigramm, nur
das Hauptmoment in klarer, geschliffener Form...«%). Und nach dem Motto
»Radieren ist die Kunst des Auslassens!«?) beschrankte sich Alex Eckener
vielfach in seinen lllustrationen darauf, das Wesentliche im Mittelgrund
darzustellen, wéhrend im Vordergrund kaum etwas angedeutet wird. Hell-Dunkel-
Kontraste wéhlte der Kiinstler in den dramatischen Szenen, wodurch das
Bedrohliche noch unterstrichen wird. Theorie und Praxis werden bei Eckener
harmonisch zu einem Ganzen verschmolzen, wobei fiir die Schimmelreiter-
lllustrationen zusétzlich die intensive Beschéaftigung mit der literarischen Vorlage
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hinzukommt. Daflir Zeugnis ablegen kénnen die verschiedenen Varianten der
Klebeumbriiche sowie die teilweise mehrfache Ausfihrung von Vorzeichnungen
zu den Darstellungen. Eine endgultige Anzahl der Motive zum Schimmelreiter laf3t
sich daher auch nur schwer festlegen, zumal der Kinstler selbst von
verschiedenen Zahlen ausgeht. 1938 druckte er z. B. eine Original-Radierungs-
Ausgabe mit 65 Bildern ohne Text, 1939 stellte er in einer Auflage von 20
Exemplaren eine Mappe mit 59 Motiven zusammen, die er Uberwiegend den
Museen zum Kauf anbot. SchlieRlich befinden sich im Stuttgarter Nachla® 77
Zelluloidplatten und 8 Kupferplatten, so daf? die bisherigen Angaben zahlenméafig
sogar um eine Vielfaches uberschritten werden.

Die komplizierte Entwicklungsgeschichte der lllustrationen Alex Eckeners zu
Theodor Storms Novelle macht deutlich, daR die Radierungen mehr als nur
illustrativen Charakter besitzen und sich als selbstdndiges Kunstwerk behaupten
koénnen. Unterstrichen wird dieses durch die Absicht des Kinstlers, eine
Schimmelreiter-Ausgabe mit handgedruckten Radierungen als eine Art
Vorzugsausgabe zu gestalten. Es macht gerade den Reiz von Eckeners
Radierungen aus, dal3 er die Textstellen, die aus nur einigen Wdrtern bestehen
kénnen, bildlich knapp interpretiert. So erhéht sich die Spannung innerhalb der
lllustrationsfolge, denn darin liegt gewi3 eine Starke von Eckeners Zyklus: Auch
ohne Texthilfen kann der Betrachter die Handlung nachvollziehen. Eckener schuf
ein in sich geschlossenes, harmonisches Werk, das fiir sich allein existieren kann,
das zugleich aber auch das Wesen der literarischen Vorlage mit den Mitteln
graphischer Techniken auf eindrucksvolle Weise erfaft.

Ausstellungsdaten:

Neumunster, Textilmuseum, 3.12.1988-15.1.1989

Kiel, Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek, 29.1.-26.2.1989
Husum, Nissenhaus, 5.3.-16.4.1989

Flensburg, Stadtisches Museum, 30.4.-18.6.1989

ANMERKUNGEN:

1 Brief vom 22.12.1921, Stuttgart. Nachlal3 Alex Eckener (Privatbesitz Stuttgart).

2 Schlee, Ernst, »lllustrationen zu den Werken Theodor Storms«. Heide 1987, S. 77.

3 Eckener, Alex, »Was ist eine Radierung?«, o. J. Ausziige aus hinterlassenem
Manuskript von Professor Alex Eckener (bearbeitet von Sophie Eckener 1946).
(Privatbesitz Husum.)

4 Ebenda.
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GERT ROSSBERG

Heinrich Mahlke — Reichstagsabgeordneter
aus Flensburg?

1. Der Wabhlsieg 1903

Die Reichstagswahl 1903 brachte der SPD groRe Erfolge.! Sie erhielt 31,7% der

Stimmen. Der »Vorwarts« sprach von einem »zerschmetternden Schlag fur das

ganze System«!. Auch in Schleswig-Holstein konnten die Sozialdemokraten

grofRe Stimmengewinne verbuchen. An den »Kaiser und Konig« berichtete der

Regierungsprasident aus Schleswig?, der sozialdemokratische Redakteur Eduard

Adler habe es auf dem Provinzialparteitag in Neumunster nicht unterlassen

kénnen, die Provinz als »rote Halbinsel zu bezeichnen. Aus 5 der 10 schleswig-

holsteinischen Wahlkreise zogen Sozialdemokraten in den Reichstag ein. Es
waren dies Carl Legien, Karl Frohme?3, Friedrich Lesche, Adolf von EIm und der

Flensburger Schneidermeister Heinrich Mahlke. Sein Sieg war der erste, aber

auch der einzige, den die SPD in der Zeit des Kaiserreiches im Wabhlkreis 2

(Flensburg-Apenrade) erzielen konnte.*

Der allgemein fir die SPD giinstige Trend reicht zur Erklarung nicht aus. Jeder

Wabhlkreis hat bei genauer Betrachtung bestimmte lokale Eigenheiten. Das

Ergebnis im Wahlkreis 2 war aber von Besonderheiten gekennzeichnet, die tber

den lokalen Bezug hinaus Aufmerksamkeit verdienen:

- Heinrich Mahlke nahm der antisemitischen Bewegung den einzigen Wahlkreis
ab, den sie 1898 in Norddeutschland hatte erobern kénnen.®

- Sein Sieg war nur moglich, weil danische Wabhler sich bei der Stichwahl® fur
ihn entschieden.

- Ebenso hatten linksliberale Wahler ihre Stimme der SPD gegeben, nicht aus
Sympathie fiir das sozialdemokratische Programm, sondern aus Protest
gegen den antisemitischen Abgeordneten Friedrich Raab.

Raab hatte 5 Jahre lang den Wabhlkreis 2 im Reichstag vertreten. Seine »Deutsch-

soziale Reformpartei«, spater »Deutsch-soziale Partei«” verstand es,

mittelstdndische Wéhler, besonders aus dem landlichen Bereich, anzusprechen.

Die von diesen Wahlern schwer zu durchschauenden Strukturwandlungen einer

sich schnell entwickelnden kapitalistischen Industriegesellschaft wurden einfach

erklart: Verantwortlich fir alle negativen Folgen sollte eine Minderheit sein: die

Juden. Die Partei bewies, dal in der Mischung von antisozialistischen,

antisemitischen, nationalen und sozialen Zielen ein Erfolg verheiBendes

Programm fur die sich bedroht fiihlenden Mittelschichten gefunden war. So ist die

1 Durchgesehene Fassung eines Aufsatzes in: Demokratische Geschichte. Jahrbuch zur
Arbeiterbewegung und Demokratie in Schleswig-Holstein, Bd. 3. Themenband: 125 Jahre
sozialdemokratische Arbeiterbewegung in Schleswig-Holstein, Kiel 1988, S. 161-171.
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Feststellung Heinachers? richtig, »daR durch das Wirken der Deutschsozialen im
Stadt- und Landkreis Flensburg politisch ideologische Grundlagen gelegt wurden,
auf denen die Nationalsozialisten in der Endphase der Weimarer Republik
aufbauen konnten.

In der Stichwahl gelang es Mahlke, mit 10082 der gultigen Stimmen Raab zu
besiegen, der 9088 Stimmen gewinnen konnte. Allein in Flensburg stimmten 5813
Wabhler fur Mahlke, wahrend nur 2260 sich fur Raab entschieden. Er gewann aber
in den meisten landlichen Stimmbezirken die Mehrheit. War es noch 1898
gelungen, bei der entscheidenden Stichwahl eine birgerliche Einheitsfront fir
Raab zusammenzubringen, gelang das 1903 nicht mehr. Linksliberale
(Freisinnige Volkspartei) enthielten sich der Stimme oder stimmten fir die SPD,
weil sie in Raab einen »Reaktiondr« sahen, der einseitig die Interessen des
»Bundes der Landwirte«® vertrat.

In den nérdlichen Kreisen beteiligte sich die danische Partei an den Wabhlen. lhr
Hauptziel war es, uber eine Volksabstimmung die Rickgliederung des ndrdlichen
Schleswigs an Dédnemark zu erreichen, nachdem die Herzogtiimer Schleswig und
Holstein als Folge der Kriege 1864 und 1866 eine Provinz Preuens geworden
waren. Mahlke gelang es, danische Stimmen bei der Stichwahl zu gewinnen. In
seinen regelmaRigen Berichten an Kaiser und Konigl® betonte der
Regierungsprasident in Schleswig, die »Unversdhnlichkeit« der Dédnen habe sich
bei der Stichwahl im Wahlkreis 2 in der Hilfe fir die SPD gezeigt. In »Flensborg
Avis« habe gestanden, »dafR die danischen Wahler bei der Stichwahl davon
ausgegangen sind, dal3, wenn die rotweilRe Fahne nicht Gber dem Wabhlkreis
Apenrade-Flensburg gehifl3t werden kdnnte, sie lieber die rote als die schwarz-
weilRe Fahne sdhen.

Eine  Unterstitzung der SPD liege auch darin, dall danische
Versammlungshauser fur sozialdemokratische Wabhlveranstaltungen zur
Verfligung gestellt worden seien.

Danen und Sozialdemokraten waren von den Herrschenden des Kaiserreiches zu
»Reichsfeinden« erklart worden. Das verband sie. Im Reichstag unterstitzte die
sozialdemokratische Fraktion die Interessen der danischen Minderheit. Aus
nationalem Interesse konnte es die Fuhrung der danischen Bewegung allerdings
nicht gutheiRen, wenn die Sozialdemokraten dénisch gesonnene Arbeiter
aufforderten, ihre sozialen Uber die nationalen Interessen zu setzen und SPD zu
wahlen. So wurde von der Minderheitenfiihrung haufig bei den Stichwahlen eine
Wabhlenthaltung empfohlen. Von den knapp 3000 Wahlern, die am 16. Juni 1903
fir den danischen Kandidaten stimmten, muf® ein erheblicher Teil keine
Wabhlenthaltung gelibt haben. Er stimmte am 24. Juni 1903 fur die SPD und verhalf
damit Heinrich Mahlke zu seinem Sieg.

2. Der Politiker
Wer war Heinrich Mahlke? In den Quellen finden sich zu wenige Hinweise, um ein
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genaues Bild seiner Person zeichnen zu kdnnen.

Johann Heinrich Mahlke stammte aus der Altmark.*! Er wurde dort am 9. Mai 1851
in dem Dorfe Dankensen geboren. Nach dem Besuch der Volksschule erlernte er
das Schneiderhandwerk in Hamburg. Als Geselle bereiste er Mitteldeutschland,
Siuiddeutschland, Osterreich und die Schweiz. Solche Reisen dienten der
beruflichen Fortbildung, sie vertieften aber auch die Allgemeinbildung und
veranla3ten die jungen Leute, sich mit neuen Ideen auseinanderzusetzen. Es
waren vielfach wandernde Handwerksgesellen, die zur Verbreitung
sozialdemokratischer Vorstellungen beitrugen. Hamburg war ein Zentrum des von
Lassalle 1863 gegriindeten »Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins«. Das
Parteiorgan, der »Neue Social-Demokrat«, wurde in der Schneiderwerkstatt von
Mahlke und seinen Kollegen umschichtig einander vorgelesen.!? Am 5.
September 1872 wurde Mahlke Mitglied des ADAV. Er war damals 21 Jahre alt.
Als er knapp zwei Jahre spater zum Militdr eingezogen wurde, galt er als ein fir
die damaligen Verhaltnisse »durchgebildeter, geschulter Sozialist«.*® Vom 28. Mai
1874 bis zum 1. Oktober 1876 mufite er beim »Schleswig-Holsteinischen
Dragoner-Regiment Nr. 13« in Flensburg dienen. Gleich nach seiner Ankunft in
der Stadt stellte er den Kontakt zu der Flensburger Gruppe der Lassalleaner her.
Der zugewanderte Schneidergeselle Franz Bach hatte 1868 hier zum ersten Mal
eine ortliche Organisation des ADAV ins Leben gerufen. Als Mahlke eines Tages
mit seinen Genossen in Uniform einen Ausflug nach Gravenstein machte, meldete
ein Polizist das dem Regiment, und er wurde dafir mit einer Woche Arrest
bestraft.'* Nach dem Ende der Militarzeit blieb er in Flensburg und wurde hier »ein
Menschenalter lang der Fuhrer der Flensburger Arbeiterbewegung«!®. Ihm und
einigen seiner politischen Freunde verdankte es die kleine Gruppe Flensburger
Sozialdemokraten, daf3 sie die Zeit der Schikanen, Diffamierungen, Verbote und
Verfolgungen bereits vor, besonders aber dann wéahrend der Geltung des
»Sozialistengesetzes« 1878-1890 uberstand. Im Leben eines Menschen war dies
eine lange Zeit. Als 23jahriger war Mahlke nach Flensburg gekommen. Als die
SPD sich nach 1890 wieder etwas freier bewegen konnte, war er tber 39 Jahre
alt. Dabei nicht zu resignieren, sich nicht anzupassen, das setzte Stehvermdgen,
Mut, Phantasie und den Glauben an die Richtigkeit der eigenen Sache voraus,
Uber die Mahlke offenbar verfiigte.

Auf die Verbote ihrer Organisation antworteten die Sozialdemokraten immer
wieder mit der Griindung neuer Vereine, in denen sie sich zusammenfanden.

So wechselten die Namen der Wabhlvereine standig, einmal hiel er
»Sozialistischer Arbeiter-Wahlverein«, dann »Volks-Verein«, der im November
1877 gegrundet und von Heinrich Mahlke als Vorsitzender gefuhrt wurde. Den
Behorden blieb nicht verborgen, dal auch dem Anschein nach unpolitische
Vereine der Sammlung der Sozialdemokraten und der Verbreitung ihrer Ideen
dienten. Sie verboten deshalb auch solche Organisationen. Nach den
Beobachtungen der Polizeibehtrde gehdrten die Mitglieder des seit 1875 in
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Flensburg bestehenden »Arbeiter-Sangerbundes«*® der sozialdemokratischen,
»in Flensburg durch den ebenfalls verbotenen Volksverein zusammengefal3ten
Partei an«. Der Vorsitzende Krause habe mit Rosinus und Mahlke an der Spitze
der dortigen sozialdemokratischen Agitation gestanden. Eine Beschwerde gegen
das Verbot des Arbeiter-Sangerbundes wies die »Reichscommission« als oberste
Beschwerdebehoérde zurtick, weil er ein »Zweigverein« des bereits verbotenen
»Allgemeinen deutschen Arbeiter-Sangerbundes« zu Gotha sei. Ebenfalls wurde
das Verbot des »Bildungsvereins fir Arbeiter« in Flensburg von der
»Reichscommission«!” trotz einiger Bedenken eines ihrer Mitglieder bestatigt, weil
nach dem offiziellen Bericht der Polizeiverwaltung in Flensburg »die in dem
dortigen Bildungsverein fir Arbeiter gehaltenen Vortrage regelmafig die
sozialdemokratischen Lehren betroffen haben«, aber besonders auch deshalb,
weil die fuhrenden Vorsteher des Vereins »bekannte und eifrige Anhanger der
sozialdemokratischen Partei gewesen und zu einer Zeit von der Vorstandsschaft
zurtickgetreten sind, wo das Einschreiten der Reichsgesetzgebung gegen die
sozialdemokratischen Organisationen so gut wie sicher war.

Mahlke war uberall in fihrender Funktion als Initiator und Organisator dabei.
»Seine niichterne, kithle Uberlegung, sein selbstbewulRtes und sicheres Auftreten
verschafften ihm das Vertrauen seiner Parteigenossen«,'® aber auch einen
gewissen Respekt bei den Behoérden. In einem ihrer Berichte heif3t es
bezeichnenderweise, er sei ein »eifriger Sozialdemokrat, aber noch nicht
bestraft«!.

Mahlke war aktiv und fuhrend bei der Vorbereitung und Durchfiihrung von
Wahlkampfen beteiligt. Von den Behdrden wurde mit vorsichtiger Kritik an den
birgerlichen Parteien zuweilen festgestellt, daf? diese nur sehr kurze, auf wenige
zentrale Veranstaltungen und auf Zeitungsanzeigen begrenzte Wahlk&mpfe
durchfihrten. Sozialdemokraten begannen dagegen sehr fruh, fihrten viele
Veranstaltungen an vielen Orten durch, verteilten breitgestreut ihre Flugblatter
und Schriften. Mahlke leitete z. B. 1876 das Wahlkomitee zur Verbreitung
sozialdemokratischer Schriften?®. Zentrum der politischen Arbeit war Flensburg.
Hier war eine, wenn auch kleine Parteiorganisation vorhanden. Von hier aus
wurden die Wahlkémpfe in die landlich strukturierten Gebiete des Wabhlkreises
getragen. Die Sozialdemokraten setzten sich gegen Verbote zur Wehr, indem sie
sich an die Regierung in Schleswig wandten und sich dort Uber die Flensburger
Polizei beschwerten. Die Beschwerden waren keineswegs immer vergeblich. Von
dem bei den Versammlungen stets anwesenden Polizisten liel3en sie sich nicht
einschiuchtern. Der Ton, in dem sie ihre Beschwerden schrieben, zeugt von ihrem
Selbstbewuf3tsein gegeniber der »Obrigkeit«. Mahlke z. B. scheute sich dabei
nicht, sie auch zu Uberlisten.

Daflr zwei Beispiele aus den Polizeiakten?:: Wenige Wochen vor dem
Inkrafttreten des »Sozialistengesetzes« hatte Mahlke im August 1878 eine
Versammlung in Flensburg geleitet. Sie war ruhig verlaufen. Kurz vor dem
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Abschlul? stellte ein Versammlungsteilnehmer den Antrag, eine Geldsammlung
zur Deckung der Unkosten durchzufiihren. Als Mahlke Gber diesen Antrag
abstimmen lassen wollte, griff der anwesende Oberpolizeidiener Lafrenz ein und
verbot die Sammlung. Auf die Frage nach dem Warum antwortete er: »Darauf
bekommen Sie keine Antwort.« Mahlke beschwerte sich bei der Regierung in
Schleswig. Nach einem maf3geblichen Gerichtsurteil seien derartige Sammlungen
keine »6ffentlichen Kollekten«, die vorher genehmigt werden muften. Er schreibt
weiter:

»Infolgedessen erwartet der Unterzeichner von einer kdniglich-preu3ischen
Regierung zu Schleswig, daf? dieselbe die Polizeibehdrde Flensburg anweise,
daf sie in Zukunft nicht mehr in solcher Weise, wie angegeben, die Ausiibung
eines Rechtes des Volkes verhindere und den Unterzeichneten von der gefal3ten
Entscheidung gefélligst bald mdglich in Kenntnis setze.«

Seiner Unterschrift figte er hinzu: »preul3ischer Staatsbirger«. Die Regierung
gab ihm recht. Sie teilte ihm das schriftich mit, wéhrend der Polizist eine
Vermahnung bekam.

Sieben Jahre spéter, inzwischen galt das Sozialistengesetz, hatte die Flensburger
SPD eine Vortragsveranstaltung mit dem SPD-Reichstagsabgeordneten Frohme
angemeldet. Die Flensburger Polizei, der die folgenden Ereignisse Uberaus
peinlich waren, schilderte danach in ihrem Bericht nach Schleswig ausfuhrlich,
wieso sie Uberhaupt, trotz starker Bedenken und bei vielféltigen
VorsichtsmaBhahmen die Veranstaltung genehmigt habe. So hatte sie z. B.
sichergestellt, dal3 ein ausfihrliches Protokoll Uber die Ausfihrungen Frohmes
angefertigt wurde. Alles lief gut, aus der Sicht der Polizei vor allem »ruhig«. Doch
kurz vor Schlufd wurde der Antrag gestellt, eine Geldsammlung durchzuftihren. Als
Mahlke sich anschickte, dartber abstimmen zu lassen, wollte der anwesende
Polizist Lafrenz einschreiten. Doch Mahlke zog ein Schreiben der Regierung in
Schleswig aus der Tasche und las den Anwesenden vor, daf3 solche Sammlungen
erlaubt seien. Der verbliiffte Polizist genehmigte daraufhin die Sammlung. Er
merkte erst spater, dal Mahlke den Brief aus dem Jahre 1878 vorgelesen hatte.
Unter den verscharften Bestimmungen des Sozialistengesetzes war die
Geldsammlung nun nicht mehr erlaubt. Die Flensburger Polizeiverwaltung
beteuerte in ihrem Bericht, ein solches Versehen werde dem Beamten bestimmt
nicht wieder passieren.

Bei den Reichstagswahlen 1890 und 1893 kandidierte Heinrich Mahlke im
Wabhlkreis 2 Flensburg-Apenrade. Zwar war das »Gesetz gegen die
gemeingefahrlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie« nicht mehr in Kraft, sein
Geist bestimmte aber weiterhin den Ton und Inhalt der politischen
Auseinandersetzungen. In beiden Wahlen entschied erst die Stichwahl tber die
Vertretung des Wahlkreises im Reichstag. Beide Male standen sich Heinrich
Mahlke und der nationalliberale Reeder und Kaufmann Michael Jepsen aus
Apenrade gegentber, der die Wahlen gewann. Im Aufruf des
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»Reichswahlvereins??« wurden die Wahler vor die Entscheidung gestellt, »ob
unser Wabhlkreis auch ferner durch ein Mitglied der Ordnungsparteien oder durch
einen Anhanger des gesellschaftlichen und staatlichen Umsturzes vertreten
werden soll.

Die Arbeiter wurden davor gewarnt, die SPD zu wéahlen. Auch wenn sie sich
friedlich gében, so sei es doch die »wahre Gesinnung« der Sozialdemokraten,
dafl sie den Arbeiterstand »den blutigen Weg« fuhren wollten. Das »Arbeiter-
Wabhlcomitee« richtete einen »Mahnruf«?® an die Wahler, in dem empfohlen
wurde, Heinrich Mahlke zu wahlen. »Gerechtigkeit fiur alles, was
Menschenangesicht tragt, ist seine Parole.« Die dénisch gesonnenen Arbeiter
wurden aufgefordert, sich nicht national, sondern sozial zu orientieren und statt
der dénischen Partei SPD zu wéhlen.

»Die Danenpartei... verfolgt durchaus verkehrte Ziele, mag sie es noch so gut
meinen. Sie scheint keine anderen Ideale zu haben, als wieder unter danische
Regierung zu kommen. Wird denn in Danemark nicht dieselbe MiRRwirtschaft
gefuhrt wie bei uns? Gewil3 doch!«

Obwohl die SPD seit 1890 in Flensburg bei Wahlen die starkste Partei war, hatte
sie nur geringe Chancen, den gesamten Wabhlkreis zu gewinnen. Denn in den
landlich-strukturierten Gebieten war sie nur schwach vertreten. Die burgerlichen
Parteien kandidierten zwar zundchst gegeneinander, in der Stichwahl waren sie
sich gegen die »Reichsfeinde« dann einig, einen Kandidaten zu unterstiitzen, der,
wie es in einem Wahlaufruf heif3t, »die beste Gewahr dafir bietet, den Deutschen
gegen Sozialdemokraten und Danen zum Siege zu verhelfen«?*. Aus dieser
Grundhaltung heraus waren sie sich mit Ausnahme eines Teils der Linksliberalen
1898 darin einig, bei der Stichwahl dem Vertreter der Antisemiten Friedrich Raab
gegen den Sozialdemokraten Friedrich Holzhduser zum Siege zu verhelfen.?®
Mabhlke hatte bei dieser Wahl nicht kandidiert. Der Hamburger Porzellanmaler und
Kaufmann Friedrich Raab war ein einfluB- und erfolgreicher Fihrer der
Antisemiten in Norddeutschland. Durch seine Initiative entstand der
»Deutschnationale Handlungsgehilfenverband« als Kampfverband gegen die
Sozialdemokraten. Ihm gelang es, die Unterstitzung des »Bundes der Landwirte«
und handwerklicher Interessenvertreter zu gewinnen. Viele Landwirte waren
zunehmend unzufrieden mit dem nationalliberalen Abgeordneten Jepsen, weil er,
ihrer Meinung nach, zu wenig fir ihre Interessen eingetreten war. Raab gelang es
mit seinem mittelstdndisch-agrarischen Programm, enttduschte Wahler fir sich zu
gewinnen. Als geschickter Redner Uberzeugte er seine Zuhorer, indem er direkt
auf ihre wirtschaftlichen Note einging und Lésungen versprach. Dabei stellte er
extrem antisemitische Parolen bewul3t zuriick und benutzte sie nur, um hinter
schwierigen Zusammenhéngen das angeblich »zersetzende Judentum« fur alles
Negative verantwortlich zu machen.

Das Wahlgesetz erlaubte es damals einem Kandidaten, sich in mehreren
Wabhlkreisen aufstellen zu lassen. Heinrich Mahlke vertrat die SPD bei einer 1902
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notwendigen Nachwahl im Wabhlkreis 1 (Hadersleben-Sonderburg). 1903
kandidierte er in beiden Wahlkreisen 1 und 2. In der Stichwahl besiegte er im
Wahlkreis 2 wesentlich mit Hilfe danischer und linksliberaler Stimmen Friedrich
Raab. Wir wissen nicht, ob er mit diesem Sieg gerechnet hatte. Wer wie er schon
mehrfach kandidiert hatte, wu3te um die geringen Siegeschancen. Ein Wahlkreis
konnte nur direkt gewonnen werden, es gab keine Verrechnung gewonnener
Stimmen uber eine Liste. Wahlkdmpfe der SPD waren deshalb darauf angelegt,
langerfristig einen Wandel im politischen BewuR3tsein der Wahler zu bewirken.
Mahlke war gewdhlt und gehoérte nun der 81kopfigen sozialdemokratischen
Reichstagsfraktion an. Nach seinem Sieg, dem Hohepunkt seiner politischen
Laufbahn, werden die Informationen tiber ihn noch spérlicher. Er hat nie eine Rede
im Reichstag gehalten?, fur »Neulinge« sicher nichts AuBergewohnliches. DaR
die langen Reisen von Flensburg nach Berlin eine starke Belastung waren, lafit
sich denken.

Finanziell war das Leben eines Reichstagsabgeordneten nicht abgesichert.
Diaten gab es bis 1906 nicht?’. Von der Partei erhielt ein SPD-Abgeordneter je
Sitzungstag 3 Mark, wenn er auf3erhalb Berlins wohnte 6 Mark. Wer keine
hauptamtliche Funktion der Fraktion auslbte, bekam ein Tagesgeld von 9 Mark.
Das Diatengesetz von 1906 billigte dann einem Abgeordneten eine
Aufwandsentschadigung von jahrlich 3000 Mark zu. Sozialdemokraten mussten
davon 570 Mark an die Fraktionskasse abflhren.

In Berlin hatte Mahlke in der Tegeler Str. 50 seine Unterkunft. In Flensburg wohnte
er nach haufigem Wohnungswechsel die langste Zeit und bis zu seinem Tode im
Heiliggeistgang 9 I.

1895/96 betrieb er neben seiner Schneiderwerkstatt in der Norderstrale 81 ein
Herrengarderobengeschaft. Es florierte offenbar nicht und wurde bald wieder
geschlossen.

Im Flensburger AdreRbuch?® wird er nie als »Reichstagsabgeordneter«
aufgefihrt, sondern als »Schneidermeister« und ab 1904 als
»Krankenkassenbeamter«. Aus einer Selbsthilfeorganisation der Kranken- und
Unterstitzungskasse des Arbeiterunterstiitzungsverbandes, gegriindet 1874, war
die Krankenkasse »Vorwarts« hervorgegangen. Sie existierte noch in der Zeit der
Weimarer Republik.?® Mahlke war in der Zeit 1903/1904 ihr hauptamtlicher
Vorsitzender geworden. AuBerdem war er auch fur andere Kassen tétig. Die
Krankenkasse »Vorwarts« hatte ihre Geschéftsstelle im Heiliggeistgang 9 G.

Die Wabhlperioden des Reichstages dauerten 5 Jahre. Heinrich Mahlke gehorte
ihm aber nur bis zum Januar 1907 an. Der Reichstag wurde von der Regierung
vorzeitig aufgelost, nachdem SPD und Zentrum einem Nachtragshaushalt ihre
Zustimmung verweigert hatten. Die zuséatzlichen Haushaltsmittel wurden zur
Finanzierung des Kolonialkrieges gegen Aufstandsbewegungen in Deutsch-
Sidwestafrika gebraucht. Mit nationalistischen Parolen gegen die SPD gelang es
bei den verachtlich sogenannten »Hottentottenwahlen« am 21. Juni 1907,
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bisherige Nichtwéhler zu mobilisieren. Trotz absoluter Stimmenzuwachse muflite
die SPD eine schwere Niederlage einstecken. Statt der bisher 81 war sie nun nur
noch mit 43 Abgeordneten im Reichstag vertreten. Auch der Wabhlkreis 2 ging
verloren. Mahlke hatte nicht wieder kandidiert. Der Wahlkreis wurde nun von dem
Nationalliberalen Adolf Wommelsdorf im Reichstag vertreten.

Heinrich Mahlke zog sich aus dem politischen Leben zuriick. Er war inzwischen
56 Jahre alt. Welche Grinde dafur maRgeblich waren, dal er auch in der
Flensburger Partei keine Funktionen mehr Gbernahm, ist nicht bekannt. War er
erschopft nach den vielen Jahren anstrengender Kdmpfe unter dem Druck der
Behdrden? Wollte er sich ganz seinen beruflichen Pflichten widmen?
Wabhrscheinlich gab es auch Konflikte innerhalb der Flensburger Partei. Verstand
er sich mit den fuhrenden Personen im Ortsverein nicht mehr, oder gab es
politisch inhaltliche Differenzen? Wir wissen es nicht. Der Umgang mit ihm war
schwierig. Selbst in dem Nachruf in der »Flensburger Volkszeitung« am Tage
nach seinem Tode heilt es:

»Mahlke war keine liebenswirdige und gewinnende Natur. Empfindlich und
reizbar wie er war, hatte er wenig personliche Freunde. Verbittert und
zuriickgezogen hat er seine letzten Jahre in der Stille verbracht. Als Leiter der
Krankenkasse »Vorwarts« und mehrerer anderer Kassen blieb er zwar eine
bekannte Personlichkeit, doch ist er nie mehr 6ffentlich hervorgetreten.«3°
Mahlke starb nach langerem Leiden am 18. August 1921. Seinem Wunsche
entsprechend wurde die Leiche nach Kiel Ubergefiihrt und dort eingedschert. Der
Flensburger Ortsvereinsvorsitzende Max Funke wirdigte seine Verdienste um die
Arbeiterbewegung. Flensburger Sozialdemokraten gaben ihm das letzte Geleit.
Aus der Todesanzeige geht hervor, dal} er verheiratet war und Kinder hatte. Mehr
ist Uber sein Privatleben nicht bekannt.

So bleibt die Darstellung seines Lebens und Wirkens liickenhaft. 47 Jahre gehorte
er der Flensburger SPD an. In ihm verkdrpert sich ein langer Abschnitt ihrer
Parteigeschichte. Wie er ausgesehen hat, wissen wir nicht. Ein Foto von ihm ist
nicht vorhanden. Ob er je gewollt hat, ihn aus dem Kreise seiner Mitstreiter
besonders hervorzuheben? Vielleicht hatte er lieber zu den vielen seiner
Genossinnen und Genossen gehort, die in der Geschichtsschreibung namentlich
nicht vorkommen. Ohne deren fleil3iges, geduldiges und haufig mutiges Eintreten
fur Freiheit, Gerechtigkeit und Solidaritat gabe es aber keine Geschichte der SPD.
Und auch keine Geschichte der Demokratie in unserem Lande.

ANMERKUNGEN:

1 Der Aufsatz stellt keine abgeschlossene Arbeit dar; er ist vielmehr das vorlaufige
Zwischenergebnis der bisherigen Untersuchungen zu diesem Thema.

la Franz Osterroth/Dieter Schuster: Chronik der deutschen Sozialdemokratie, Bd. 1,
Berlin-Bonn-Bad Godesberg, 1975, S. 110.

2 Landesarchiv Schleswig-Holstein (LAS), Abt. 309, Nr. 6929.
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KLAUS BASTLEIN

Die Judenpogrome am 9./10. November 1938
in Schleswig-Holstein

Eine organisationsgeschichtliche Skizze
Teil ll

4. Die Reaktion der Justiz: Der Minister erklarte, es »verbiete sich die
strafrechtliche Verfolgung«

Die Zahl der am 9./10. November 1938 in Schleswig-Holstein veriibten Straftaten
war Legion. Und die Tater hatten von Mordversuchen Uber Sprengstoffdelikte,
Brandstiftungen, schweren Landfriedensbruch, Korperverletzungen,
Freiheitsberaubungen und Hausfriedensbruch bis zu Diebstéhlen, Nétigungen
und diversen Amtsdelikten eine Fille von Straftatbestdnden quer durch das
Strafgesetzbuch verwirklicht. Nach dem Legalitatsprinzip des § 152, Abs. 2
Strafprozefordnung, der auch unter nationalsozialistischer Herrschaft galt, waren
die Staatsanwaltschaften »verpflichtet, wegen aller gerichtlich strafbaren und
verfolgbaren Handlungen einzuschreiten...«

Doch gerade in Schleswig-Holstein hatten sich Richter und Staatsanwalte schon
1933 gehorig »die Finger verbrannt«, als sie pflichtgemaf gegen Ausschreitungen
im Zuge der nationalsozialistischen »Machtergreifung« insbesondere seitens der
SA-Gruppe Nordmark« vorgehen wollten. Der damalige SA-Gruppenfuhrer
Heinrich Schoene etwa schrieb am 10. 7.1933 an den preuRlischen Justizminister:
»Wenn wir so handeln wollen, wie die alten Juristen es verlangen, dann dirfen wir
keine Kommunisten, keine Sozialisten, keinen Schweinehund grob anfassen.
Wenn wir nach den Buchstaben des Gesetzes vorgehen, dann wird es zu einer
Humanitatsduselei fihren, die unter Umstdnden schlimmste Folgen haben
kann...«*® Und als es ein Husumer Gerichtsassessor wagte, einen SA-
Standartenfiihrer wegen diverser Ubergriffe zur Vernehmung vorzuladen, erhielt
er vom damaligen Schleswiger SA-Brigadefuhrer Meyer-Quade zur Antwort, daf}
Vorkehrungen getroffen wirden, »um eine gewaltsame Vorfihrung mit allen
Mitteln unmoglich zu machen. Sie wollen bitte davon Kenntnis nehmen und sich
dartiber klar sein, daB alle Folgen ... ausschlieBlich ihnen zur Last fallen.«%
Weder Gauleiter und Oberprésident Lohse noch sein Duzfreund Roland Freisler,
der zu dieser Zeit als Staatssekretar im PreuRischen Justizministerium amtierte,
oder der »alte Kdmpfer« und Minister Kerrl waren bereit, den Justizbehérden vor
Ort den Riicken zu starken, so dal? der Kieler Generalstaatsanwalt am 28.9.1933
eine Art Stillhalte-Abkommen mit der »SA-Gruppe Nordmark« schlof3, nach der
die veriibten Straftaten dilatorisch behandelt werden sollten — bis ein
entsprechendes Amnestiegesetz erging.

192



Schon auf Grund dieser Erfahrungen diirfte die Neigung der Staatsanwaltschaften
in Flensburg, ltzehoe, Kiel und Libeck gering gewesen sein, sich wegen der bei
den antisemitischen Ausschreitungen veriibten Straftaten erneut mit Formationen
der NSDAP anzulegen. Dartiber hinaus war natirlich auch den Staatsanwalten
klar, dal® es sich um von zentraler Stelle ausgeldste Pogrome handelte, zu deren
Inszenierung es der Zustimmung der obersten Fuhrung bedurfte. Damit aber
ergab sich ein weiteres Problem: Auch innerhalb der Justiz hatte namlich die
nationalsozialistische Staatsauffassung von der unumschrankten Fiihrergewalt an
Boden gewonnen. Und einer der Exponenten der »juristischen Stol3truppfakultét«
an der Kieler Universitat, der Professor Ernst Rudolf Huber, stellte 1939 in seinem
»Verfassungsrecht des GroRdeutschen Reiches« fest: »Der Fuhrer vereinigt in
sich alle hoheitliche Gewalt des Reiches; alle offentliche Gewalt im Staat und in
der Bewegung leitet sich von der Fihrergewalt ab.« Und: »Sie (die Flhrergewalt,
Anm. K. B&.) ist die politische Gesamtgewalt, die allen Einzelformationen
Uberlegen und Uibergeordnet ist.«%! Schon in der Vorauflage von 1936 hatte Huber
die staatsrechtlichen Verhaltnisse im nationalsozialistischen Deutschland klar und
unmiRversténdlich beschrieben. Danach stand der bloRe »Fiuhrerwille« (1) Uber
Recht, Gesetz und Verfassung; er konnte — auch ohne schriftliche Fixierung —
sogar Verfassungsgesetz sein. Wenn die oberste Fuhrung aber die
antisemitischen Ausschreitungen inszeniert hatte, was nur mit Zustimmung Hitlers
maoglich war, dann konnten auch die im Rahmen der Pogrome veriibten Straftaten
nicht verfolgt werden. Denn die Verbrechen wurden ja vom »Fihrerwillen«
gedeckt.

Es war das Berliner Reichsjustizministerium, das auch den schleswig-
holsteinischen Staatsanwaltschaften aus der Zwickmuihle von Legalitatsprinzip
und »Fuhrerwille« half. Noch am 10. November 1938 wurden namlich die
Generalstaatsanwdlte angewiesen, nur Pliinderungen, Tétungsdelikte, schwere
Kdrperverletzungen und ExzefRtaten verfolgen zu lassen. Dabei sollten alle
Ermittlungsvorgdnge zunéchst an die Staatspolizei(leit)stellen gegeben werden.
Und nur in den von dort zuriickgelangenden Féllen durfte dann Anklage erhoben
werden.5? Auf diese Weise hatte man also die Gestapo faktisch als »Filter« vor
die Justizbehdrden geschaltet. Doch damit nicht genug: Als die Parteifuhrung der
NSDAP davon erfuhr, daR Uberhaupt Ermittlungen wegen der Pogrome
durchgefiihrt wurden, erwirkte sie Anfang Dezember eine Entscheidung des von
Hitler mit der »L8sung der Judenfrage« beauftragten Hermann Goring, nach der
die Verfahren zundchst den Parteigerichten der NSDAP zuzuleiten waren. In
diesem Zusammenhang entstand dann auch der im Kapitel 2 dieser Arbeit
wiedergegebene »Bericht der SA-Gruppe Nordmark«. Und die Justizbehdrden
muf3ten nun sogar die bereits von der Gestapo an sie gelangten Vorgange wieder
herausgeben.?

Vom 23. bis 26.1.1939 sollten sich dann die Fiilhrungsspitzen der deutschen Justiz
zu einer ihrer regelméRigen Tagungen in Berlin versammeln, wobei auch die
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»Straftatenbereiche 9.-11. November 1938« auf der Tagesordnung standen.
Wahrend Staatssekretér Freisler am 23.1.1939 vor den Generalstaatsanwalten
noch den Eindruck erweckte, daf? die Justiz ihre Kompetenzen zur Verfolgung der
Pogrom-Straftaten zuriickerlangen wuirde, schenkte Minister Glrtner den
Oberlandesgerichtsprasidenten am 24.1.1939 reinen Wein ein.>* So wurde auch
den vier schleswig-holsteinischen Oberstaatsanwalten bei einer Besprechung am
1.2.1939 in Kiel mitgeteilt, der »Herr Reichsminister der Justiz« habe erklart:
»Soweit sich die Ausschreitungen im Rahmen der Félle gehalten haben, in denen
die Aktion im allgemeinen durchgefiihrt worden ist..., verbiete sich die
strafrechtliche Verfolgung.«®® Damit sollten die in Schleswig-Holstein bei den
Pogromen verlbten Verbrechen straffrei bleiben. Das Oberste Parteigericht der
NSDAP lehnte es schlief3lich sogar ab, die am 9./10. November 1938 begangenen
Mordtaten weiter verfolgen zu lassen.%® Und so weit bekannt ist, verschwanden
die aus Schleswig-Holstein stammenden Ermittlungsvorgange in den
Registraturen von Parteigerichten und Gestapo.

In rechtsgeschichtlicher Perspektive bedeutete die Behandlung der bei den
Judenpogromen im November 1938 veriibten Verbrechen einen weiteren Schritt
auf dem Weg zum vollstandigen Niedergang der deutschen Justiz unter dem
Nationalsozialismus. Hatte es nach den Rohm-Morden vom 30.6. bis 2.7.1934
noch eines eigenen »Gesetzes Uber MaflRnahmen der Staatsnotwehr« vom
3.7.1934 (Reichsgesetzblatt, Teil I, S. 529 — im folgenden: RGBI. |, S. 539) bedurft,
um die Tater straffrei zu stellen, so waren 1938 eine Entscheidung Gdérings und
einige schriftiche und mindliche Anweisungen ausreichend, um die
Strafverfolgung einer Vielzahl schwerer Verbrechen unmdglich zu machen. Als
Hitler ein Jahr spéater begann, auch die Liquidation rechtskraftig Verurteilter durch
SS und Polizei im Zuge der sogenannten »Urteilskorrektur« anzuordnen, war die
Justizverwaltung nicht mehr in der Lage, dem entgegenzuwirken.5” 1941
verstrickte der geschéaftsfiuhrende Justizminister Franz Schlegelberger
Staatsanwaltschaften und Gerichte sogar in die Mordaktionen an Behinderten und
Kranken.®® Und 1942 war eine mindliche Vereinbarung zwischen
Reichsjustizminister Georg Thierack und dem Reichsfuhrer-SS Heinrich Himmler
ausreichend, um Zehntausende Justizgefangene, die man nun kurzerhand als
»Asoziale«  bezeichnete, zur »Vernichtung durch Arbeit« in die
Konzentrationslager zu tberstellen.>® Zwar standen alle diese Vorgéange jeweils in
sehr komplexen Zusammenhéngen, aber rechtstechnisch fihrte der Weg vom
Gesetz Uber Erlasse und schriftiche Weisungen, allerlei Konferenzen und
Besprechungen zur mundlichen Vereinbarung. Und zum Schlu? waren alle
Damme gebrochen — die Justiz hatte sich selbst zu einem Instrument
nationalsozialistischer Menschenvernichtung entwickelt. Der Verzicht auf die
Verfolgung der bei den Judenpogromen im November 1938 verlbten Straftaten
hatte aber auch noch einen anderen Aspekt: Er bedeutete ein Prajudiz fir weitere
Gewaltverbrechen. Und nur wenige Jahre spéater wurde auch die Vernichtung der

194



europaischen Juden vom »Fuhrerwillen« gedeckt...

Mit der Strafverfolgung der bei den Judenpogromen begangenen Verbrechen
taten sich die schleswig-holsteinischen Justizbehérden nach 1945 weiterhin
schwer. Zwar wurde die Rechtswidrigkeit der Taten nun nicht langer bezweifelt,
aber wie schon dargelegt, unterblieb eine systematische und komplexe
Aufklarung der antisemitischen Ausschreitungen in Schleswig-Holstein. Und
wahrend Hunderte an den Pogromen beteiligt waren, wurde nur weniger als ein
Dutzend Téter rechtskraftig verurteilt. Dabei traf es den ehemaligen Fihrer des
SA-Pioniersturms Kiel-West, der die Detonation in der Kieler Synagoge ausgeldst
hatte, am schwersten: Er erhielt 5 Jahre Zuchthaus wegen
Sprengstoffverbrechens. Flensburgs Ex-Polizeichef und SS-Standartenfuhrer
Hinrich Mdller wurde zu drei Jahren Zuchthaus verurteilt. Ein ehemaliger Kieler
SA-Fuhrer kam wegen der Aktion gegen die Familie Wincelberg mit 15 Monaten
Gefangnis davon; zwei seiner einstigen Kappeiner Kameraden wurden wegen der
Aktion gegen die Familie Eichwald mit 18 und 12 Monaten Gefangnis bestraft.
Angehdrige der Lubecker »Zerstérungstrupps« gingen dagegen auf Grund eines
Amnestiegesetzes straffrei aus. Verschiedene Ermittlungsverfahren wurden
eingestellt. Und insbesondere der ehemalige Gauleiter und Oberprasident Lohse
blieb von weitergehenden StrafverfolgungsmafRnahmen verschont.

Dabei sagte Hinrich Lohse in seinen Vernehmungen nach 1945 konsequent die
Unwahrheit. Einem Kieler Staatsanwalt etwa erklarte er 1947 zu den
Judenpogromen: »Ilch war damals in Miinchen und erfuhr am néchsten Tage von
den Ausschreitungen. Als ich einige Tage spater nach Kiel zurtickkam, habe ich
mir von dem damaligen Gauinspekteur Beckmann — der gefallen ist — Bericht
erstatten lassen ... Dal3 vor dem Brand auf der SA-Gruppe eine Besprechung
stattgefunden haben soll, war und ist mir nicht bekannt. Ich weil3 also nicht, von
welcher Organisation der Plan ausgegangen ist.«®° Die Staatsanwaltschaft Kiel
nahm Lohse diese Aussage tatsdchlich ab — und damit wurde ein weiteres
Problem der Strafverfolgung von NS-Verbrechen deutlich: Namlich die geringe
zeitgeschichtliche Kompetenz der ermittelnden Staatsanwalte, die es auch
versdumten, sich wegen belastender Dokumente mit den alliierten Dienststellen
in Verbindung zu setzen. Mit dem Bemerken »Lohse macht unwiderlegbar
geltend, dal® er in dieser Nacht zur Feier des 9. November 1938 in Miinchen
gewesen seik wurden Ende 1950 die Ermittlungen gegen diesen
Hauptverantwortlichen fir die Judenpogrome in Schleswig-Holstein eingestellt.5?
Gliuck hatte auch der ehemalige Flensburger Polizeidirektor und SS-Fuhrer
Hinrich Méller. Er war noch vor seiner Verurteilung wegen der antisemitischen
Ausschreitungen 1947 vom Landgericht Kiel wegen zweier 1934 verubter,
politischer Morde zum Tode verurteilt worden. Aus humanitdren Griinden
begnadigte Ministerprasident Lidemann (SPD) Méller zu lebenslanglichem
Zuchthaus. Doch schon 1954 setzte Ministerprasident von Hassel (CDU) die
Gesamtstrafe auf 15 Jahre Zuchthaus herab — und bereits 1957 wurde Moller
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entlassen.%? Selbst wer heute zu lebenslanglicher Haft und einer zusétzlichen
Freiheitsstrafe verurteilt wird, kann nicht damit rechnen, nach 10 Jahren auf freien
Ful? gesetzt zu werden. Fir NS-Tater wurden aber offenbar Ausnahmen gemacht.
Bei der geringen Neigung, die im Zuge der November-Pogrome veriibten
Straftaten aufzuklaren und zu verfolgen, durften schlieBlich ebenfalls die
personellen Kontinuitaten innerhalb der Justiz eine Rolle gespielt haben. So war
mit den einschlagigen Ermittlungen an federfihrender Stelle — und mit maRigem
Erfolg — ausgerechnet ein Staatsanwalt betraut, der zwischen 1939 und 1945 die
meisten Todesurteile beim Sondergericht Kiel erwirkt hatte. Auch vielen anderen
NS-Juristen — selbst aus dem Reichsjustizministerium, vom Volksgerichtshof und
von den Sondergerichten im Osten — wurde nach 1945 in Schleswig-Holstein
wieder Beschéftigung oder eine zweite Karriere geboten. Es handelte sich daher
um eine auf Grund ihrer eigenen Beteiligung am nationalsozialistischen
Unrechtsregime im Wortsinne befangene Justiz, die die NS-Verbrechen aufklaren
sollte. Und auch hinsichtlich der Pogrom-Taten héatten manche Richter und
Staatsanwalte wohl zunéchst gegen sich selbst ermitteln miissen — weil namlich
durch ihr eigenes Vorgehen 1938/39 die Strafverfolgung der antisemitischen
Ausschreitungen vereitelt worden war ...

5. Zur zeitgeschichtlichen Einordnung der Pogrome: Die wirtschaftliche
Auspliinderung und Vertreibung der deutschen Juden

Hitlers Programmschrift »Mein Kampf«, die Parteistatuten der NSDAP und
laufende offentliche Erklarungen lieRen keinen Zweifel daran, dal die
Nationalsozialisten entschlossen waren, die Juden aus Wirtschaft und
Gesellschaft zu verdrangen, ja sie nach Mdglichkeit sogar ganz aus Deutschland
zu vertreiben. Und bis Anfang 1938 waren insbesondere die Ausgrenzung der
Juden und ihre wirtschaftliche Enteignung bereits weit fortgeschritten. Die
Stationen dieser Entwicklung sind oft beschrieben worden und kdnnen hier nur
kurz rekapituliert werden.®® Ein erstes Zeichen setzte der reichsweite Boykott
judischer Geschéafte am 1.4.1933, der in Kiel mit der Ermordung eines judischen
Rechtsanwalts endete.®* Am 7.4.1933 folgte das »Gesetz zur Wiederherstellung
des Berufsbeamtentums« (RGB1.l, S. 175 ff). Danach wurden nicht nur
Kommunisten, Sozialdemokraten und aufrechte Liberale mit Berufsverbot belegt,
sondern vor allem — und nur von wenigen anféanglichen Ausnahmen abgesehen —
samtliche Juden aus dem offentlichen Dienst entfernt. Den néchsten
entscheidenden Schritt markierten die »Nirnberger Gesetze« vom 15.9.1935
(RGBL, S. 1146 f): Das »Reichsbirgergesetz« entzog den Juden ihre
staatsbirgerlichen Rechte, und mit der ersten Durchfiihrungs-Verordnung wurde
fur eine Definition »des Juden« gesorgt. Das »Gesetz zum Schutz des deutschen
Blutes und der deutschen Ehre« verbot die EheschlieBung zwischen Juden und
Nichtjuden. Mit der gleichzeitig einsetzenden Strafverfolgung von entsprechenden
auBerehelichen Beziehungen als »Rassenschande« begann eines der
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deprimierendsten Kapitel der deutschen Rechtsgeschichte.®®

Schon im Zuge der Vorberatungen Uber den »Vierjahresplan« war 1936 eine
verstarkte wirtschaftliche Auspliinderung der Juden ins Auge gefal3t worden.
Damit sollte insbesondere auch der Druck zur Auswanderung fir die jludische
Bevolkerung erhtht werden. Und in allen Teilen des Reiches nahmen die
»Arisierungen« jidischer Geschéfte, Betriebe und Kapitalgesellschaften zu. Dabei
wirkten Staats- und Parteidienststellen meist einverstandlich zusammen. Im
Mittelpunkt standen die »Gauwirtschaftsberater«, denen Finanzéamter, Industrie-
und Handelskammern sowie kommunale Behérden bereitwillig zuarbeiteten.®® Es
gab eine Vielzahl von administrativen und 6konomischen Pressionsmitteln, und
reichten auch diese nicht aus, so konnte kurzerhand der »Volkszorn« in Gestalt
von SA- und SS-Schlagern mobilisiert werden, um Verhandlungen mit Juden
»erfolgreich« zum Abschluf zu bringen. Wie stets bei entsprechenden Aktivitaten
aullerhalb der Legalitét griffen Nepotismus und Korruption um sich: Allerlei
»verdiente Parteigenossen«, Manner »mit guten Beziehungen« und selbst die
Fahrer von Gauleitern wurden Uber Nacht zu reichen Leuten.%” Bis zum Friihjahr
1938 waren so bereits 60 bis 70 Prozent der 1933 100000 judischen Betriebe
»arisiert« oder aufgelost worden. Und auch die freien Berufe blieben nicht
verschont: Von etwa 8000 jiidischen Arzten im Jahre 1933 praktizierten Anfang
1938 nur noch 3000; von 4500 Rechtsanwalten tibten noch 1753 ihren Beruf
aus.%8 Seit ErlaB der »Nurnberger Gesetze« konnten Juden zudem kaum noch bei
nichtjudischen Arbeitgebern Beschéftigung finden. Und auf Grund dieser
Entwicklungen kam es zu starken Verelendungs- Tendenzen unter der judischen
Bevolkerung: Bereits 1937 gab es 30000 »uneinordnungsfahige feste
Erwerbslose«, und diese Zahl stieg bis Anfang 1938 sprunghaft auf 60000 an.®°
Uberdies hatte eine massive Binnenwanderung eingesetzt. Denn da
antisemitischen MalRnahmen in landlichen Regionen kaum ausgewichen werden
konnte, flichteten sich viele judische Familien in die Anonymitat der GroR3stadte.
Gerade in Schleswig-Holstein nahm die Zahl der Juden bestandig ab, und ein
nationalsozialistisches Propaganda-Blatt stellte bereits 1935 mit Stolz fest, daR
der Rickgang der Juden in den preuRRischen Provinzen seit 1925 durchschnittlich
13,2 Prozent betrage, »wobei Ostpreuf3en sogar 22 v. H. und Schleswig-Holstein
25 v. H. aufweisen konnen.«’® Am Ende aller dieser Entwicklungen stand
tatséachlich die Auswanderung vieler judischer Deutscher. Allerdings war die
Bereitschaft zu ihrer Aufnahme im Ausland gering, fast alle LaAnder schlossen ihre
Grenzen, und auf ein Visum muf3te oft Jahre gewartet werden. Dennoch hatten
Anfang 1938 rund 150000 der 1933 insgesamt etwa 500000 in Deutschland
lebenden Juden ihre Heimat verlassen.™

Die nationalsozialistischen Machthaber waren aber auch mit dieser
Gesamtentwicklung noch nicht zufrieden. Und nach ihrer Auffassung ging
insbesondere die judische Auswanderung nicht schnell genug vonstatten. So
wurden ab Marz 1938 eine Fiille zusatzlicher MalRnahmen in Kraft gesetzt, um die
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wirtschaftliche Ausplinderung der Juden zu verstdrken und damit den
Auswanderungsdruck auf sie zu erhthen.”? Mit dem »Gesetz Uber die
Rechtsverhéltnisse der judischen Kultusgemeinschaften« vom 28.3.1938 (RGBI.
I, S. 338 ff.) verloren zunachst die judischen Gemeinden ihren Status als
Kdrperschaften des oOffentlichen Rechts. Am 26.4.1938 erging dann die
»Verordnung Uber die Anmeldung jidischen Vermdgens« (RGBI. |, S. 414), die in
§ 7 bereits »den Einsatz des anmeldungspflichtigen Vermdgens im Einklang mit
den Belangen der deutschen Wirtschaft« vorsah. Mit Verordnung vom 25.7.1938
(RGBI. I, S. 969) wurde zunachst den judischen Arzten ihre Approbation und mit
Verordnung vom 27.9.1938 (RGBI. I, S. 1403) auch den Rechstanwélten ihre
Zulassung entzogen. Lediglich 709 Arzte durften als »judische
Krankenbehandler« und 172 Anwalte als »judische Rechtskonsulenten« ihre
Arbeit fortsetzen.”®> Am 14.10.1938 erklarte dann der »Beauftragte fiir den
Vierjahresplan«, Generalfeldmarschall Hermann Goring, bei einer geheimen
Besprechung Uber die Aufriistung: »Er stiinde vor ungeahnten Schwierigkeiten.
Die Kassen seien leer, die fabrikatorischen Kapazitaten fur Jahre hinaus mit
Auftrégen vollgestopft. Trotz dieser Schwierigkeiten werde er die Lage unter allen
Umstanden &ndern...

Die Judenfrage mif3te jetzt mit allen Mitteln angefal3t werden, denn sie mif3ten
aus der Wirtschaft raus.«’* Angesichts leerer Kassen spekulierte Goring offenbar
auf die verbliebenen judischen Vermdgenswerte, um damit die deutsche
Aufristung zu forcieren.

Vor diesem Hintergrund kam es zu den Judenpogromen in der Nacht vom 9. auf
den 10. November 1938. An ihrem Ende waren im Deutschen Reich ca. 7500
Geschafte zerstort, Tausende von Wohnungen verwistet und etwa 200
Synagogen niedergebrannt oder vollkommen demoliert. 91 Juden hatten die
gegen sie gerichteten Mordanschlage nicht Uberlebt, Hunderte lagen
schwerverletzt in den Krankenh&usern, und Zehntausende waren Mi3handlungen
und Demitigungen ausgesetzt. Etwa 30000 Juden wurden in den Folgetagen vor
allem in die Konzentrationslager Sachsenhausen, Buchenwald und Dachau
verschleppt, deren Infrastruktur darauf erstmals zusammenbrach.”® Historisch
stellen die November-Pogrome insofern ein einmaliges Ereignis dar, als auf
Anordnung hdchster Stellen binnen weniger Stunden in einem ganzen Land
Uberfallartig gegen Hunderttausende von Juden vergegangen wurde.

Fir Hermann Goring aber bildeten die Pogrome nur einen AnlaR3, um die
wirtschaftliche Ausplinderung der Juden zu vollenden. Unter seinem Vorsitz
wurden die dazu erforderlichen MaRnahmen schon am 12.11.1938 bei einer
»Besprechung Uber die Judenfrage« ausfiihrlich erértert.”® Und noch am selben
Tage ergingen die »Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutchen
Wirtschaftsleben« (RGBI. I, S. 1580 f) und die »Verordnung Uber die
Sihneleistung der Juden« (RGBI. |, S. 1579), durch die der judischen Bevdlkerung
eine Kontribution von einer Milliarde Reichsmark auferlegt wurde. Hermann
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Goring war schlieRlich so »geschéftstiichtige, durch Uberzahlungen, die
Beschlagnahme von Versicherungsleistungen und eine neue
»Reichsfluchtsteuer« 2 Milliarden Mark aus der Kontribution herauszuschlagen.
Mit einer weiteren »Verordnung Uber den Einsatz judischen Vermdgens« vom
3.12.1938 (RGBI. I, S. 1709), die die Zwangs-»Arisierung« judischer Betriebe
ermoglichte, fanden die wirtschaftlichen MaRnahmen des Jahres 1938 dann ihren
Abschlul3. Viele Juden hatten nach den November-Pogromen die Zeichen der Zeit
erkannt und betrieben nun ihre Auswanderung. Die in die Konzentrationslager
verschleppten Manner muf3ten bei ihrer Entlassung 1939 sogar oft einen Revers
unterschreiben, mit dem sie sich verpflichteten, Deutschland so schnell wie
maoglich zu verlassen. Und bis zum Verbot der Auswanderung am 23.10.1941
gelang tatséchlich insgesamt rund 300000 Juden die Flucht aus dem
nationalsozialistischen Deutschland.”” Ihr Hab und Gut muBten sie allerdings
groRtenteils ebenso zuriicklassen wie jene knapp 200000 jidischen Deutschen,
die ab 1941 zu den Vernichtungsstatten deportiert wurden. Bis zum bitteren Ende
setzte sich ihre Ausplinderung fort — und die Finanzamter »verwerteten«
schlie3lich sogar noch die Hinterlassenschaft der Deportierten.

Die November-Pogrome wurden von Hermann Goring zwar zum Anlal3 weiterer
antijudischer MaBnahmen in der Wirtschaft genommen, aber mit den bei den
Ausschreitungen angerichteten Schaden war er keineswegs einverstanden.
Wahrend der Besprechung am 12.11.1938 — die Zahl der in der Nacht zum 10.
November 1938 getdteten Juden war noch nicht bekannt — verkiindete der
»Generalfeldmarschall« denn auch in seiner »jovialen Art«: »Mir ware lieber
gewesen, ihr héattet 200 Juden erschlagen und héttet nicht solche Werte
vernichtet.«’® Dem ebenfalls anwesenden Propagandaminister Dr. Joseph
Goebbels wurde die Inszenierung der Pogrome also nicht gedankt. Hitler selbst,
ohne dessen Einverstandnis Goebbels ja sicher nicht zur Tat geschritten ware,
hielt sich mit einer Stellungnahme zu den antisemitischen Ausschreitungen zurtick
und spielte die Rolle des unbeteiligten Staatsoberhauptes, um dem Ausland keine
Maoglichkeit fir Gegenreaktionen zu bieten. Und so sah sich Joseph Goebbels
gerade in der Hoffnung getauscht, den 6ffentlichen Dank und die Anerkennung
seines »Fuhrers« zu finden. Als eigentlicher Gewinner erwies sich schlief3lich der
»Reichsfuhrer-SS und Chef der deutschen Polizeix, Heinrich Himmler. Sein
Mitarbeiter Reinhard Heydrich hatte am 12.11.1938 namlich groRen Eindruck auf
Goring gemacht, als er erlauterte, wie es gelungen war, binnen weniger Monate
50000 Juden aus Osterreich »herauszubringen«, wahrend gleichzeitig nur 19000
Juden aus dem »Altreich« ausgewandert waren.”

Goring war von diesen »Leistungen« schlie3lich derart fasziniert, daf er Heydrich
am 24.1.1939 formell mit der Leitung einer »Reichszentrale fir judische
Auswanderung« beauftragte.®° Damit aber gingen die entscheidenden
Kompetenzen in der Judenpolitik in den Herschaftsbereich Heinrich Himmlers
Uber, was fur die Zukunft nicht ohne Bedeutung bleiben sollte. Schon die
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»Erfolge« beim »Herausbringen« der Juden aus Osterreich hatte (ibrigens ein
kleiner, unscheinbarer SS-Flhrer erzielt. Sein Name war Adolf Eichmann.

*

Bei den Judenpogromen in der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 handelte
es sich also weder um ein »spontanes« Ereignis noch um ein von langer Hand
geplantes und sorgfaltig inszeniertes Unternehmen. Die Vorgange enthielten
vielmehr sowohl Elemente einer planmaRigen Inszenierung als auch einer
zusatzlich  mobilisierenden  Spontanitdt. In  organisationsgeschichtlicher
Perspektive werden die komplexen Wirkungszusammenhange beim Ablauf der
Ereignisse deutlich: Es bedurfte zunachst der verschleierten Anweisungen einer
zu verbrecherischen Handlungen entschlossenen Fiihrung, die dann in konkrete
Handlungsanweisungen umzusetzen waren und durch die in der
zeitgeschichtlichen Forschung haufig Gibersehenen Mittelinstanzen weitergeleitet
werden muBten, bis vor Ort Aktionen einer Truppe losbrachen, die zur
riicksichtsloser Gewaltanwendung bereit war. Goebbels hatte die Pogrome nicht
von langer Hand vorbereitet, sondern nutzte — nach Ricksprache mit Hitler — die
»Gunst der Stunde«. Die Art der Durchftihrung der Aktionen wurde dabei bewul3t
im unklaren gelassen. So muBten Gauleiter und SA-Fihrer zundchst eigene
Interpretationen vornehmen. Ihre Weisungen gingen dann auf dem vorgesehenen
Befehlsweg an die regionalen Mittelinstanzen und wurden — wie von der »SA-
Gruppe Nordmark« in Kiel — mit Windeseile weiterverbreitet. Kurz darauf
begannen noch mitten in der Nacht Uberall in Deutschland die antisemitischen
Ausschreitungen. Sogar im entlegenen Schleswig-Holstein waren Hunderte SA-
und SS-Angehorige auf den Beinen, um Gotteshauser zu schanden, Geschafte
zu zertrimmern und Menschen zu miZhandeln.

Dabei zeigte sich, daB in der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 auf allen
Ebenen — von Goebbels Uber die Gauleiter und SA-Fuhrer und die Mittelinstanzen
bis hin zu den lokalen SA- und SS-Formationen — sofort, mit grof3ter
Entschlossenheit unter erheblichem personlichen Einsatz gehandelt wurde.
Gewil3 bedurfte es der latenten Gewaltbereitschaft der NS-Formationen, der
vorgegebenen Strukturen und etablierten Befehlswege, um die Pogrome
auzulésen. Es muf3te allerdings noch ein zusatzliches Element hinzutreten, damit
die Rede des Propagandaministers nicht rhetorisch verpuffen, auf dem Dienstweg
untergehen oder nur zu unbedeutenden Folgen fiihren konnte. Bei diesem
zuséatzlichen Element handelte es sich um die mobilisierende Kraft der
nationalsozialistischen Ideologie, die allen Beteiligten gemeinsam war, und die
nun gegen den seit langem verteufelten »Hauptfeind« gerichtet wurde: Die Juden.
Ahnliche Ablaufe sollten sich nur wenige Jahre spéater wiederholen, als es um die
Vernichtung der europaischen Juden ging. Dabei standen sich auch Tater und
Opfer des Jahres 1938 an anderer Stelle noch einmal gegeniiber. Denn die
Mehrzahl der noch in Schleswig-Holstein verbliebenen Juden wurde 1941 nach
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Riga in das «Reichskommissariat Ostland« deportiert. Dort aber residierte nun
Hinrich Lohse als »Reichskommissar«, Otto Ziegenbein hatte einen Posten als
sein Adjutant erhalten, Walter Schroder fungierte als »SS- und Polizeifihrer
Lettland« und Hinrich Méller war zum »SS-Polizeifuhrer Estland« aufgestiegen.
Wieder fehlte ein — von manchen Historikern heute vergeblich gesuchter —
schriftlicher »Fuhrerbefehl« zur »Endldsung«, aber am erklarten »Fihrerwillen«
konnte auch 1941 kein Zweifel sein: Hitler wollte die Vernichtung der européischen
Juden. Wiederum wurden seine Absichten richtig interpretiert und von den
Mittelinstanzen mit gro3ter Energie umgesetzt, bis vor Ort die Mordtaten beginnen
konnten. Und erneut erwies sich die mobilisierende Kraft der
nationalsozialistischen Ideologie und ihres wichtigsten Versatzstiicks, des
Antisemitismus. Vom 29.11. bis 9.12.1941 lie? Hinrich Lohse das Rigaer Getto
radumen. Seine schleswig-holsteinischen Verwaltungsstibe hatten die
Vorbereitungen getroffen, Wehrmachtseinheiten transportierten die Juden ab und
sicherten den Exekutionsort, und Angehérige der »Einsatzgruppen« veriibten die
Massaker: Allein im Hochwald von Bikernki wurden binnen weniger Tage 27800
Menschen hingeschlachtet.8?

Im Ruckblick mégen die Judenpogrome vom November 1938 wie ein
Zwischenschritt auf dem Weg zur Vernichtung der europdischen Juden
erscheinen. Tatsachlich aber war der Volkermord im Jahre 1938 nicht absehbar.
Organisatorisch bildeten sich allerdings schon bei den Pogromen Ablaufe heraus,
die nur drei Jahre spéater zu der in der Menschheitsgeschichte beispiellosen
Vernichtung der européischen Juden entscheidend beitrugen.

ANMERKUNGEN:

49 Zitiert nach: Lothar Gruchmann, »Justiz im Dritten Reich 1933-1940« (wie Anm. 18), S.
339.

50 Ebenda, S. 341. Vgl. dort auch die zusammenfassende Darstellung Gruchmanns tber
die Auseinandersetzungen zwischen Justiz und SA in Schleswig-Holstein 1933/34, S.
336-345.

51 Ernst Rudolf Huber, »Verfassungsrecht des GrolRdeutschen Reiches«, Hamburg 1939,
Zitate S. 230 und 232.

52 Siehe: Gruchmann, »Justiz im Dritten Reich 1933-1940« (wie Anm. 18), S. 487 f. Vgl.
auch die insgesamt gelungene Darstellung Gruchmanns tber das Verhalten der Justiz
angesichts der November-Pogrome, S. 484-496. — Fragwurdig erscheint es allerdings,
wenn Gruchmann an einer Stelle (S. 485) von der Beteiligung »des StraRenmobs und
anderer durch Massenhypnose angesteckter Bevolkerungsgruppen« an den
antisemitischen Ausschreitungen schreibt. Denn weder der StraRenmob noch andere
Bevolkerungsgruppen wurden am 9. und 10. November 1938 durch Hypnose
»angesteckt« und dadurch etwa zu Taten verfuhrt, die dann mdoglicherweise gar im
Zustand der Schuldunfahigkeit begangen wurden. Vielmehr handelte es sich auch bei
den November-Pogromen um das haufig festzustellende Ph&nomen, da sich
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53

54

56

57

Nachfolge-Tater einstellten, wenn die Rechtsordnung erst einmal — wie am 9. und 10.
November 1938 durch SA- und SS-Angehdrige — ausgehebelt worden ist.

Zu den Aktivitaten der Parteifiihrung der NSDAP und der Entscheidung Gorings siehe
ebenda, S. 488 f. Vgl. auch die Stellungnahme des Obersten Parteigerichts der NSDAP
zu StrafverfolgungsmaRnahmen seitens der ordentlichen Justiz in dem Bericht des
Obersten Parteigerichts an Géring vom 13. 2.1939, Niirnberger Dokument PS 3063, in:
IMT, Bd. XXXII, S. 20-29, insb. S. 22 f.

Hinsichtlich der Ausfiihrungen Freislers vor den Generalstaatsanwélten am 23.1.1939
siehe den »Bericht tiber die Prasidentenbesprechung« der Hamburger Justizbehérden
vom 1.2.1939, in: Staatsarchiv Hamburg, Abt. 213-1 (Oberlandesgericht — Verwaltung),
Abi. 7, Akte 3131 1c/7/, Bl. 32-36. Demnach berichtete der Hamburger
Generalstaatsanwalt Dr. Drescher Uber die Ausfuhrungen Freislers: »Die friihere
Regelung, wonach letzten Endes die Staatspolizei entscheide, ob eine Sache zu
verfolgen sei oder nicht, ist zugunsten einer Entscheidung durch das
Reichsjustizministerium aufgegeben worden.« Uber die Darlegungen von
Reichsjustizminister =~ Gurtner  berichtete  Drescher dann  weiter:  »Der
Reichsjustizminister und Oberstaatsanwalt Joel haben darauf hingewiesen, dal es
natirlich unméglich sei, diese Sachen (die Pogrom-Straftaten, Anm. K. B&.) in der
Ublichen justizférmigen Weise abzuwickeln; wenn man zunéchst die Rechtsordnung
von oben her aufhebe, sei es unmoglich, dann die an der Ausfiihrung beteiligten
Personen strafrechtlich zu belangen.«

55 Protokoll der »Besprechung mit den Oberstaatsanwalten am 1.2.1939«, in: Archiv
der Staatsanwaltschaft bei dem Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgericht, Akte 44,
Bl. 72-86, Zitat S. 72 RS. An der Berliner Tagung hatte aus Schleswig-Holstein
Oberstaatsanwalt Harraeus teilgenommen, der auch uber die Ergebnisse der Tagung
berichtete und die Kieler Besprechung Ileitete. Der Posten des Kieler
Generalstaatsanwalts war Ende 1938/Anfang 1939 vakant, nachdem der Gauleiter und
Oberprasident Lohse im Zuge der »Affare Wachs« offenbar auch fur die Absetzung des
Generalstaatsanwalts Dr. Viktor Sauer gesorgt hatte. Zur »Affare Wachs« siehe
Huttenberger, »Die Gauleiter« (wie Anm. 20), S. 110. Die Ermittlungsunterlagen der
Staatsanwaltschaft Kiel gegen Dr. Wachs sind Uberliefert in: LAS, Abt. 358
(Sondergericht Kiel).

Im Bericht des Obersten Parteigerichts an Goring vom 13.2.1939 hiel3 es, da man
»...zuklinftig davon absehen mdchte, Verfahren wegen Tdétungen von Juden im
Rahmen der Aktion vom 9.11.1938 Uberhaupt durchzufihren...«, Nirnberger
Dokument PS 3063, in: IMT, Bd. XXXII, S. 20-29, Zitat S. 28.

Zur »Urteilskorrektur« durch polizeiliche Exekutionen vgl. die Aufzeichnungen des
Reichsjustizministers Gurtner, weitere Vermerke aus dem Reichsjustizministerium
sowie die entsprechenden Korrespondenzen Gurtners und seines Nachfolgers
Schlegelberger aus den Jahren 1939-1941, in: BA, R 22 (Reichsjustizministerium),
Akte Nr. 5019. Eine Uberblicksartige Darstellung, die vor allem auf die Rolle des
Reichssicherheitshauptamtes abhebt, findet sich bei: Tuchel/Schattenfroh, »Zentrale
des Terrors« (wie Anm. 11), S. 130-137. Eine weiterfiihrende Darstellung, die vor allem
die Rolle des Reichsjustizministeriums bis in das Jahr 1941 beleuchtet, ist enthalten
bei Lothar Gruchmann, »Justiz im Dritten Reich 1933-1940«, (wie Anm. 18), S. 675-
689. Zur »Urteilskorrektur« nach 1942 siehe: Klaus Bastlein, »Die Akten des
ehemaligen Sondergerichts Kiel als zeitgeschichtliche Quelle«, in: ZSHG, Bd.
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59

60

61

62

63

113/1988, S. 200 f.

Siehe: Helmut Kramer, »Oberlandesgerichtsprasidenten und Generalstaatsanwalte als
Gehilfen der NS-’Euthanasie’«, in: Kritische Justiz, 17. Jahrg./1984, S. 25-43. Vgl. auch
die Darstellung bei Gruchmann, »Justiz im Dritten Reich 1933-1940«, S. 497-534.
Gruchmanns Konklusion (S. 533), daf3 »die Justiz wenigstens dazu beigetragen (hatte),
daR die Euthanasie eingeddmmt wurde«, kann allerdings nicht beigepflichtet werden.
Vielmehr muB jedenfalls fir die Zeit nach der Berliner »Euthanasie«-Konferenz unter
dem Vorsitz Schlegelbergers vom 23./24.4.1941 festgestellt werden, da
Vormundschaftsgerichte und Staatsanwaltschaften aktiv an der Fortsetzung der
Mordaktionen an Behinderten und Kranken mitwirkten, indem sie ihrer Obhut
unterstehende Mindel und gerichtlich untergebrachte Personen zur Toétung
auslieferten. Gruchmann unterschétzt auch den Umfang, in dem die Mordaktionen
nach dem angeblichen »Euthanasie«-Stopp vom August 1941 fortgesetzt wurden.
Noch 1944 uberstellten etwa die Generalstaatsanwaltschaften beim Kammergericht
Berlin und beim Hanseatischen Oberlandesgericht in Hamburg nach § 42 RStGB
untergebrachte Personen in die Vernichtungsanstalt Meseritz-Obrawalde, vgl. hierzu
die Akten der Berliner und Hamburger Sondergerichte, in: Archiv der
Staatsanwaltschaft beim Landgericht Berlin; Archiv der Staatsanwaltschaft beim
Landgericht Hamburg. Zu den aktuellen publizistischen und strafrechtlichen
Auseinandersetzungen um die Bewertung der Berliner »Euthanasie«-Konferenz
Schlegelbergers siehe: Redaktion Kritische Justiz, »Vergangenheitsbewaltigung wider
Willen, in: Kritische Justiz, 20. Jahrg./1987, S. 213-218.

Siehe dazu die von Staatssekretéar Rothenberger gefertigte Aktennotiz Uber das
Gesprach Thieracks mit Himmler vom 18. 9.1942, in: BA, R 22/4062. Die
Ausfiihrungsbestimmungen finden sich in: BA, R 22/5029. Ein Vermerk Gber den Stand
der Aktion ist enthalten in: BA, R 22/1262, fol. 15. Vgl. auch die Darstellung bei: Klaus
Bastlein, »Die Akten des ehemaligen Sondergerichts Kiel als zeitgeschichtliche
Quelle, in: ZSHG, Bd. 113/1988.

Aussage Hinrich Lohses vor einem Kieler Staatsanwalt vom 15. 3.1947 im
Internierungslager Eselsheide (Emsland), in: LAS, Abt. 352 Kiel, Nr. 2648, BI. 79.
Zitat aus der Einstellungsverfigung der Staatsanwaltschaft Kiel in dem
Ermittlungsverfahren 2 Js 657/48 gegen Hinrich Lohse vom 30.11.1950, in: LAS, Abt.
352 Kiel, Nr. 1700, Bl. 25. Wéhrend von der Schleswiger Generalstaatsanwaltschaft
vor der Regierungsiibernahme durch die CDU in Schleswig-Holstein am 5.9.1950
wiederholt gegen eine Einstellung der Ermittlungen im Fall Lohse Stellung genommen
worden war, hatte sie am 17.11.1950 lakonisch mitgeteilt: »Die beabsichtigte
Einstellung des Verfahrens wird gebilligt.« Zitat in: LAS, Abt. 352 Kiel, Nr. 1701, BI. 80.
Zu den Begnadigungen Modllers und seiner Entlassung aus der Strafhaft siehe: LAS,
Abt. 354, Nr. 989, BI. 166 ff.

Siehe hierzu vor allem die in ihrer Kiirze und Genauigkeit nach wie vor unubertroffene
Darstellung von Wolfgang Scheffler, »Judenverfolgung im Dritten Reich«, hrsg. von der
Landeszentrale fur politische Bildungsarbeit Berlin in Verbindung mit dem Fachbereich
Politische Wissenschaften der Freien Universitat Berlin, Berlin 1964. Zur Entwicklung
des Antisemitismus vgl. die in ihrer Pragnanz ebenfalls untibertroffene Darstellung von
Hermann Greive, »Geschichte des modernen Antisemitismus in Deutschland,
Darmstadt 1983. Zum Verhalten der Deutschen und insbesondere ihrer akademischen
Oberschichten gegenuiber antisemitischen MaRnahmen der NS- Machthaber und vor
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64

65

66

67

68

allem den nationalsozialistischen Gewaltverbrechen siehe Wolfgang Scheffler, »Wege
zur ’Endlésung’«, in: A. Strauss/Norbert Kampe (Hrsg.), »Antisemitismus. Von der
Judenfeindschaft zum Holocaust«, Bonn 1985 (Schriftenreihe der Bundeszentrale fir
politische Bildung, Bd. 213), S. 186-214. Zahlreiche organisationsgeschichtliche
Fragestellungen sind von Raul Hilberg in seinem vorziiglichen, wenn auch nicht in allen
Teilen ganz exaktem Standardwerk »Die Vernichtung der européischen Juden. Die
Gesamtgeschichte des Holocaust«, Berlin 1982, behandelt worden (amerikanische
Originalausgabe: »The Destruction of European Jews«, 1961).

Zur Ermordung des Kieler Rechtsanwalts siehe: Dietrich Hauschildt, »Vom
Judenboykott zum Judenmord. Der 1. April 1933 in Kiel, in: Erich Hoffmann/Peter Wulf
(Hrsg.), »Wir bauen das Reich’. Aufstieg und erste Herrschaftsjahre des
Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein«, Neumunster 1983, (QUFGSH, Bd. 81), S.
335-360.

Siehe hierzu vor allem: Hans Robinsohn, »Justiz als politische Verfolgung. Die
Rechtsprechung in 'Rasseschandefallen’ beim Landgericht Hamburg 1936-1943«,
Stuttgart 1977 (Schriftenreihe der Vierteljahreshefte fir Zeitgeschichte, Bd. 35).
Robinsohns Analyse von Rechtsprechungsakten der Kammern eines Gerichts unter
dem Nationalsozialismus ist sowohl hinsichtlich ihrer empirischen und soziologischen
Fundierung als auch in rechtsgeschichtlicher Perspektive noch immer uniibertroffen.
Zur wirtschaftlichen Auspliinderung der deutschen Juden siehe vor allem die
grundlegende Studie von Avraham Barkai, »Vom Boykott zur ’Entjudung’. Der
wirtschaftliche Existenzkampf der Juden im Dritten Reich«, Frankfurt/M. 1988. Barkai
setzt sich auch mit den Thesen Uwe Dietrich Adams kritisch auseinander, der von einer
»Planlosigkeit« der nationalsozialistischen Judenpolitik spricht und rabiaten
antisemitischen Bestrebungen in der NSDAP eher zuriickhaltende Vorgehensweisen
der Birokratie gegenlberstellt, vgl. Uwe Dietrich Adam, »Judenpolitik im Dritten
Reich«, Diusseldorf 1972, insb. S. 204. Den Thesen Adams ist Wolfgang Scheffler
schon 1978 entgegengetreten, vgl. seinen Beitrag »Ausgewahlte Dokumente zur
Geschichte des Novemberpogroms 1938« (wie Anm. 9), insb. Anm. 3. Barkai widerlegt
jetzt auch die Legende von der »schiitzenden Hand, die der Reichswirtschaftsminister
und Reichsbankprasident Hjalmar Schacht tber die jidische Bevdlkerung gehalten
haben soll. — Es muR3 gerade vor dem Hintergrund der Pogrome vom 9./10. November
1938 als makaber bezeichnet werden, wenn der in Nordschleswig geborene Schacht,
der auch die Finanzierung der Aufristung fir Hitlers Eroberungskriege besorgte, heute
ausgerechnet am Marktplatz des nordfriesischen Friedrichstadt mit einer
Erinnerungstafel geehrt wird.

Eine zusammenfassende Darstellung Uber die Vorgénge bei den »Arisierungen« ist
enthalten in dem Aufsatz von Avraham Barkai, »Der wirtschaftliche Existenzkampf der
Juden im Dritten Reich 1933-1938«, in: »Die Juden im nationalsozialistischen
Deutschland 1933-1943«, hrsg. von Arnold Paucker, Tibingen 1986 (Schriftenreihe
wissenschaftlicher Abhandlungen des Leo Baeck Instituts, Bd. 45), S. 153-166. Zu den
Korruptionserscheinungen bei den »Arisierungen« vgl. auch den im Original 300 Seiten
zahlenden Bericht der von Géring eingesetzten Prifungskommission fiir die MiBstéande
im Gau Franken von 1939, Nurnberger Dokument PS 1757, in: IMT, Bd. XXVIII, S. 55-
234.

Zahlenangaben nach Barkai, »Der wirtschaftliche Existenzkampf der Juden im Dritten
Reich« (wie Anm. 67), S. 155.
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73

74

75

76
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78

79

81

Zahlenangaben ebenda, S. 156.

Zitat nach einem NS-Propaganda-Blatt aus dem Jahre 1935 (Kopie im Besitz des
Verfassers).

Zahlenangabe nach der bei Scheffler »Judenverfolgung im Dritten Reich« (wie Anm.
63) auf S. 26 wiedergegebenen Tabelle.

Vgl. hierzu ebenda, S. 27 f. Siehe des weiteren Arraham Barkai, »,Schicksalsjahr 1938’.
Kontinuitédt und Verscharfung der wirtschaftlichen Auspliinderung der deutschen
Judeng, in: »Der Judenpogrom 1938. Von der ,Reichskristallnacht’ zum Voélkermordg,
hrsg. von Walter M. Pehle, Frankfurt/M. 1988, S. 94-117, insb. S. 105-109.
Zahlenangaben nach Barkai, »Der wirtschaftliche Existenzkampf der Juden im Dritten
Reich« (wie Anm. 67), S. 155.

Protokoll einer Besprechung unter dem Vorsitz Gorings am 14.10.1938 im
Reichsluftfahrtministerium, Nirnberger Dokument PS 1301, in: IMT, Bd. XXVIl, S. 160-
164, Zitate S. 161 und 163.

Zahlenangaben nach Scheffler, »Judenverfolgung im Dritten Reich« (wie Anm. 63), S.
30f..

Siehe die stenographische Niederschrift eines Teils der »Besprechung lber die
Judenfrage« unter dem Vorsitz Gérings am 12.11.1938 im Reichsluftfahrtministerium,
Nurnberger Dokument PS 1816, in: IMT, Bd. XXVIII, S. 499-540.

Zahlenangabe nach der Tabelle bei Scheffler, »Judenverfolgung im Dritten Reich«, (wie
Anm. 63), S. 26.

Stenographische Niederschrift eines Teils der »Besprechung uber die Judenfrage«
unter dem Vorsitz G6rings am 12.11.1938 im Reichsluftfahrtministerium, Nurnberger
Dokument PS 1816, in: IMT, Bd. XXVIII, S. 499-540, Zitat S. 518.

Vgl. ebenda, S. 532-537.

80 Siehe das entsprechende Schreiben Gorings an Heydrich vom 24.1.1939, in:
Politisches Archiv des Auswartigen Amtes zu Bonn, Akte Inland Il g 177. Als Heydrich
sich am 31.7.1941 mit den Vorbereitungen fir die »Endlésung der Judenfrage« von
Goring beauftragen lie3, nahm er ausdriicklich Bezug auf die ihm mit Schreiben vom
24.1.1939 erteilten Vollmachten und interpretierte sie als ersten Auftrag, »... die
Judenfrage ...einer Losung ... zuzufiihren.« Siehe die Weisung Gorings an Heydrich
vom 31. 7.1939, die Heydrich vorformuliert hatte, Nurnberger Dokument PS 710, in:
IMT, Bd. XXVI, S. 266 f.

Hinsichtlich der Kontroversen zum »Fiihrerbefehl« zur Vernichtung der europaischen
Juden siehe: »Der Mord an den Juden im Zweiten Weltkrieg. Entschlu3bildung und
Verwirklichung, hrsg. von Eberhard Jackel und Jirgen Rohwer, Stuttgart 1985; Gerald
Fleming, »Hitler und die Endldsung. 'Es ist des Fuhrers Wunsch...’«, mit einem Vorwort
von Wolfgang Scheffler, Wiesbaden 1982. — Zum Ablauf der Vernichtungsaktionen in
Riga Ende 1941 siehe vor allem die von Hans-Heinrich Wilhelm edierten Dokumente
in seiner vorzuglichen Studie »Die Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD
1941/42«, in: Krausnick/Wilhelm, »Die Truppe des Weltanschauungskrieges« (wie
Anm. 35), S. 563-570. Vgl. auch die Darstellung der Ereignisse bei Raul Hilberg, »Die
Vernichtung der europaischen Juden« (wie Anm. 63), S. 250-252. Dabei vollzogen sich
die Mordaktionen der »Einsatzgruppen« in Osteuropa ebenso offentlich wie die
Judenpogrome vom November 1938 in Deutschland. Siehe hierzu jetzt: Ernst Klee/Willi
Dreelen/Volker Riel3, »’Schéne Zeiten’. Judenmord aus der Sicht der Téater und
Gaffer«, Frankfurt/M. 1988. — Zu den Vorgangen in den baltischen L&ndern und
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WeiRruBland zwischen 1941 und 1945 vgl. demnéachst auch das Kapitel Uber »Das
Reichskommissariat Ostland unter schleswig-holsteinischer Verwaltung: Vélkermord
und koloniale Traumereix, in: Klaus Béstlein, »Schleswig-Holstein im Krieg«.

Ich danke Dr. Jorn-Peter Leppien, Flensburg, fir zahlreiche Hilfen und Hinweise, ohne die
der vorliegende Beitrag nicht héatte entstehen koénnen, und die ebenso geduldige wie
kritische Uberpriifung des Manuskripts. Detlef Korte, Kiel, danke ich fur die Beschaffung von
wichtigen Hintergrundmaterialien und Johannes Tuchei, Berlin-Charlottenburg, fir

mancherlei Anregungen.
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UMSCHAU

Informationsfahrten 1988
Im September fuhren wir mit drei Gruppen aus Flensburg, den Kreisen Schleswig-
Flensburg, Rendsburg-Eckernférde und Nordfriesland nach Ahrensburg und
Reinbek in Holstein, um dort die Schlésser zu besichtigen. Sachkundige
Mitarbeiter fuhrten uns an beiden Orten in die wechselvolle Geschichte der beiden
Schlésser ein. Das SchloR Ahrensburg ist eines der schodnsten
Renaissancebauwerke in Schleswig-Holstein. Es wurde um 1595 als Wasserburg
gebaut. Es dient jetzt als Museum. Das SchloR Reinbek ist etwas alter, Baubeginn
ist das Jahr 1570.
Ein gemeinsames Mittagessen und eine abschlieRende Kaffeefahrt rundeten den
erlebnisreichen Tag ab.
Mit Mitgliedern aus Flensburg besuchten wir im November wieder einen
Ortsverband des Bundes deutscher Nordschleswiger. Diesmal galt der Besuch
dem Ortsverband Apenrade. Diese Besuche gehdéren zum festen Programm
unserer Veranstaltungen und dienen dem gegenseitigen Kennenlernen, vor allen
Dingen aber der ideellen Unterstiitzung der Angehérigen der deutschen
Volksgruppe. Nach Berichten der Ortsvorsitzenden — Frau Henny Petersen — und
dem Bezirksvorsitzenden — Herrn Volker Lindemann — Uber die Arbeit und
Probleme vor Ort, besichtigten wir nach einem einfiihrenden Vortrag die Bucherei.
Bei einem folgenden Abendbrot bestand ausreichend Gelegenheit zu
Tischgespréchen. In aufgerdumter Stimmung kehrten wir nach Flensburg zuriick,
mit dem Bewuf3tsein, einen schénen Nachmittag und Abend mit unseren Freunden
in Nordschleswig verlebt zu haben. An den Veranstaltungen vom September und
November nahmen insgesamt 300 Mitglieder und Freunde des
Grenzfriedensbundes teil.

Walter Harenberg

Hamer: Lobbyist flr die Minderheiten

Der neue Landesbeauftragte fiir Volksgruppen-Kontakte hat viele Plane

KIEL. Revolutionare Veranderungen plant Kurt Hamer nicht, aber als Lobbyist fir
die deutsche und danische Minderheit sowie fiir den friesischen Teil der schleswig-
holsteinischen Bevdlkerung mochte er sich schon sehen. Diese bescheidene
Positionsbeschreibung bedeutet aber nicht, dal3 der neue Beauftragte des Landes
fur die Kontakte zu den Volksgruppen nicht voller Plane steckt. Noch ehe der
ehemalige Landtagsvizepréasident ein Buro oder gar eine Schreibkraft hat, macht
er sich bereits Gedanken dariiber, wie er das ohnehin gute Verhéltnis von Landtag



und Regierung zu den beiden Minderheiten diesseits und jenseits der deutsch-
danischen Grenze auf ein noch besseres Fundament stellen kann.
Obwohl es keine Probleme gibt, ist es hach den Worten von Kurt Hamer doch
notig, den 60 000 Vertretern der danischen und den 20 000 Anhangern der
deutschen Minderheit in vielen Einzelfragen zu helfen. Dies gilt auch fiir die etwa
10 000 Schleswig-Holsteiner in Nordfriesland, die die friesische Sprache sprechen
oder zumindest verstehen und in verschiedenen Vereinen zusammengeschlossen
sind.
Bei der Verwirklichung dieser Aufgabe will Kurt Hamer eng mit dem Gremium flr
Minderheitenfragen Zusammenarbeiten, dem Abgeordnete des Bundestages, des
Landtages und Vertreter der beiden Minderheiten angehéren, und er will
versuchen, die dort gedulRerten Wiinsche in die Praxis umzusetzen.
Mit deutlicher Zuriickhaltung &uf3erte sich Kurt Hamer zu der bei der jingsten
Tagung des Deutschen Grenzvereins lautgewordenen Beflirchtung, dafl3 die
danische Seite in Schleswig-Holstein eine Offensive fir die Ausbreitung der
danischen Kultur gestartet habe. »Ich halte nichts von Wettkdmpfen dieser Art,
sagt Hamer. Jede Kultur misse ihren Raum zur freien Entwicklung haben. Alle
Sperren, die diesem Ziel entgegenstiinden, gelte es abzubauen.
Besondere Forderung sollte nach den Worten von Hamer auch die friesische
Kultur erhalten. In diesem Zusammenhang kundigte er an, daR er sich dafur
einsetzen werde, den NDR zu verpflichten, Sendungen in friesischer Sprache
anzubieten. Er habe kein Verstandnis dafir, daf mit Ricksicht auf Horerzahlen
solche Sendungen nicht ausgestrahlt wirden, obwohl Uberall in Europa
Sprachminderheiten in den Programmen der Hoérfunkanstalten beriicksichtigt
wirden. Lobend &uRRerte sich Hamer Uiber das Nordfriesische Institut in Bredstedt.
Es sei eine »hervorragende und notwendige Einrichtung fir die Bewahrung der
friesischen Sprache und Kultur.
Hamer geht weiter davon aus, daf3 die Kulturarbeit der Minderheiten im bisherigen
Umfang gefordert wird. Wichtig ist fur ihn allerdings, daR die Zuschisse an die vier
Grenzverbande (Schleswig-Holsteinischer Heimatbund, Deutscher Grenzverein,
Grenzfriedensbund, Arbeitsgemeinschaft Deutsches Schleswig) so bemessen
werden, dal sie die jahrlich steigenden Personalkosten auffangen kénnen.
Die Parteien missen sich nach den Worten von Kurt Hamer fragen, ob sie sich in
ausreichendem MaRe um die Probleme des nérdlichen Landesteils gekimmert
haben. Dabei erinnerte er daran, da es der SSW-Abgeordnete Karl Otto Meyer
war, der die meisten Initiativen ergriffen hat und sich u. a. fur einen
Hochschulstandort Flensburg, aber auch fur einen Beauftragten fir den Landesteil
Schleswig eingesetzt hat.
Erich Maletzke
Flensburger Tageblatt, 8.7.1988



Folketingsprasident lobt Verhaltnis zur Minderheit
Erster offizieller Besuch bei den deutschen Nordschleswigern
TINGLEFF (ume). »lch werte den Besuch als einen Ausdruck des positiven
Zusammenwirkens, das sich in den letzten 30 Jahren zwischen Deutschen und
Déanen auf beiden Seiten entwickelt hat«, sagte der dénische Parlamentspréasident
Svend Jakobsen anlafilich des ersten offiziellen Besuches des Kopenhagener
Folketingprasidiums bei der deutschen Minderheit in Nordschleswig. Gewahrt
wurde den Parlamentariern aus der Hauptstadt ein Einblick in das Leben der
Minderheit, wie das komplizierte Biichereiwesen und das Gymnasium in
Apenrade.
Positiv Uberrascht zeigte sich denn auch Svend Jakobsen von der geleisteten
Arbeit, »auch wenn es gegenwartig keine grofReren Probleme zwischen
Volksgruppe und Behoérden gibt«, wie er meinte. Dem stimmte auch Siegfried
Matlock, Leiter des deutschen Sekretariates in Kopenhagen, zu. »Was jetzt
verhandelt wird, sind Routineangelegenheiten, wie etwa die Bezuschussung von
Schilertransporten zum zentralen Gymnasium in Apenrade«, sagte Matlock.
Uberbewerten wollte Svend Jakobsen Probleme im Grenzland nicht, wie etwa
dieser Tage das Beschimpfen einer Volksgruppen-Handballmannschaft wahrend
eines Punktspieles in Pattburg. »Probleme wird es immer geben. Vielleicht«, so
spekulierte der Parlamentsprasident, liege es auch an einigen Politikern, die den
Fremdenhal3 im eigenen Land schirten und so auch manche Leute ermutigen,
gegen Minderheiten im eigenen Lande vorzugehen.«
In  Anwesenheit des danischen Parlamentsprasidiums, der schleswig-
holsteinischen Landtagsprasidentin Lianne Paulina-Mirl, Oppositonsfuhrers
Heiko Hoffmann, des noch amtierenden Minderheitenbeauftragten Thies Uwe von
Leesen und seines Nachfolgers Kurt Hamer wirdigte Jakobsen die gute
Zusammenarbeit Uber die Grenze hinweg und lobte das nunmehr fiinf Jahre
bestehende deutsche Sekretariat in Kopenhagen. Der Hauptvorsitzende des
Bundes deutscher Nordschleswiger, Gerhard Schmidt, wies auf die Bedeutung der
Volksgruppe hin. So habe nicht zu Unrecht der Amtsbirgermeister die Minderheit
als »Das Salz in der Suppe im Grenzland« bezeichnet. Er betonte: »Als deutsche
Volksgruppe treten wir fir ein Europa der Vielfalt ein, ein Europa, in dem nationale
und kulturelle Identitaten respektiert werden. Nur ein guter Deutscher und ein guter
Déane kdénnen auch gute Européaer sein.«

Flensburger Tageblatt, 27.9.1988

Nils Arhammar nahm Tétigkeit am Nordfriisk Instituut auf
Ab Wintersemester Professor flir Friesisch an der PH



BREDSTEDT. Professor Nils Arhammar, bisher Groningen/Niederlande, hat jetzt
seine Tatigkeit am Nordfriisk Instituut in Bredstedt aufgenommen. Er wurde vom
Vorsitzenden des Vereins Nordfriesisches Institut, Schulrat Hark Martinen, in einer
kleinen Feierstunde in sein Amt als Leiter des Instituts eingeftuhrt.

In seiner BegriiRungsrede filhrte Hark Martinen aus, daR Nils Arhammar nach
einer zwdlfjdhrigen Tatigkeit im Ausland, wo er seinen Wissens- und
Erfahrungshorizont wesentlich habe erweitern kdnnen, nun endlich zu seiner
eigentlichen wissenschaftlichen und menschlichen Heimat, Nordfriesland,
zurtckgekehrt sei. Er konne davon uberzeugt sein, daf3 er allen an der
nordfriesischen Sache Beteiligten herzlich willkommen sei. Auf ihn warteten am
Bredstedter Institut und an der P&dagogischen Hochschule in Flensburg
verantwortungsvolle Aufgaben, und die in ihn gestellten Erwartungen hier und in
der Landschaft seien gro3. Schulrat Martinen wiinschte dem Wissenschatftler eine
glickliche Hand und frohes und erfolgreiches Schaffen zum Besten des Instituts
und der nordfriesischen Sprach- und Kulturarbeit. Im Jahre 1931 in Schweden
geboren, absolvierte Nils Arhammar zunéchst an der Universitat Uppsala das
Studium der Facher Deutsch, Englisch und Phonetik. Als Stipendiat studierte er
dann mehrere Jahre Germanistik an deutschen Universitaten, unter anderem in
Marburg, wo er auch langere Zeit am Deutschen Sprachatlas arbeitete. Sein
Interesse fur das Nordfriesische wurde von seinem Lehrer Prof. Ernst Lofstedt
geweckt, und im Friihjahr 1957 begann Arhammar seine Sprachforschungen auf
Amrum und spéater auch auf der Nachbarinsel Féhr. Von 1960-1963 war er unter
Prof. Hans Kuhn wissenschaftlicher Assistent an der Nordfriesischen
Worterbuchstelle in Kiel. Vor genau 25 Jahren trat er dann eine Stelle am
Germanischen Institut der Universitdt Marburg an. Von hier aus hatte er
Gelegenheit, seine nordfriesischen Forschungen weiterzufiihren.

Diese fanden ihren Niederschlag unter anderem in den sprachlichen Beitrdgen zu
den Inselmonographien dber Amrum, Sylt und Fo6hr. Nach Ablegung des
Lizentiatenexamens 1966 in Uppsala folgte 1974 die Habilitation in Marburg, die
ihn zur Vertretung der Fachrichtung »Germanische Philologie mit besonderer
Berlcksichtigung des Friesischen und Niederdeutschen« in Forschung und Lehre
berechtigte. Zwei Jahre spéter wurde Nils Arhammar auf den friesischen Lehrstuhl
der Universitat Groningen berufen, der mit der Leitung des dortigen »Frysk
Ynstitut« verbunden war. Seine nordfriesischen Forschungen blieben in der
Folgezeit hauptsachlich auf das Helgolandische beschrankt, das er seit 1968 zur
Vorbereitung eines wissenschaftlichen Worterbuches erforscht und gesammelt
hatte. Fir diese selbstandige inselnordfriesische Sprache hat Arhammar im Laufe
der Jahre auch eine umfassende sprachpflegerische Arbeit verrichtet, vor allem
durch Betreuung einer festen Rubrik »Halunder Spreek« in der Monatszeitschrift
»Der Helgolander« und — zusammen mit seiner Frau Ritva, geb. Mokkola, und der



Helgolanderin Frau Mina Borchert — durch die Schaffung eines helgolédndischen
Lehrbuchs.
Am Ende seiner Ansprache betonte Professor Arhammar, daR dem Institut in
Bredstedt in der von der neuen Landesregierung und samtlichen im Landtag
vertretenen Parteien gewollten verstarkten Férderung der nordfriesischen Sprach-
und Kulturarbeit eine zentrale Rolle zukomme.

Flensborg Avis, 13.10.1988

»Kontaktgremium hat besondere Bedeutung«

Landtagsprasidentin besuchte deutsche Minderheit

AABENRAA (Ino) — Eine besondere politische Bedeutung sieht die Prasidentin
des schleswig-holsteinischen Landtags, Lianne Paulina-Mirl (SPD), in der
Tatigkeit des »Gremiums fiir Fragen der deutschen Minderheit in Nordschleswig«.
Sie betonte im Anschluf3 an die 24. Sitzung dieses Kontaktausschusses am
Donnerstag in Aabenraa, daf die Gespréache fur das Verhéltnis der Minderheits-
und Mehrheitsbevdlkerung im deutsch-danischen Grenzraum sowie insbesondere
auch fur die Kontakte zwischen Schleswig-Holstein und Danemark wichtig seien.
Das »Gremium fiir Fragen der deutschen Minderheit« besteht seit 1975. lhm
gehoren — unter Vorsitz des jeweiligen Kieler Landtagspréasidiums — Landtags- und
Bundestagsabgeordnete aller in den Parlamenten vertretenen Parteien sowie vier
Mitglieder des Bundes deutscher Nordschleswiger (BdN) an. Auch auf der
jungsten Sitzung wurden insbesondere finanzielle Fragen erortert, wobei Frau
Paulina-Murl die bisherige Arbeit und Funktion des Gremiums als erfolgreich
bewertete, da zahlreiche Probleme bewéltigt worden seien.
BdN-Hauptvorsitzender Gerhard Schmidt hatte auf der Tagung verdeutlicht, daf3
die Grundlage der Arbeit der deutschen Volksgruppe — diese umfaf3t rund 20 000
Angehdrige — »nach wie vor das Bekenntnis zum Deutschtum, seiner Geschichte
und Kultur sowie zur nordschleswigschen Heimat ist«. Mit diesem
Selbstverstéandnis befinde sich die Minderheit heute nicht mehr im Gegensatz zum
Déanentum, denn »wir sind loyale Staatsbiirger in Danemark«, sagte Schmidt. Das
bedeute auch den Anspruch und die Bereitschaft, im danischen Alltag als
gleichberechtigte Partner mitzuwirken. Die Volksgruppe gebe keinen Anlaf3 zu
Spannungen zwischen beiden Staaten, sondern sie bemihe sich, »zwischen
Deutsch und Dénisch als Mittler zu wirken.

Der Vorsitzende des Dachverbandes der Volksgruppe kritisierte die angeblichen
Uberlegungen der Nordelbischen Kirche, das traditionsreiche Bistum Schleswig
aufzulésen, zu dem auch die Kirche der Minderheit gehére. »Die Auflésung ware
ein Versto3 gegen Geschichte und Tradititon«, sagte Schmidt.



Hierzu kindigte Landtagsprasidentin  Paulina-Mirl  Gesprdche mit der
Nordelbischen Kirche an.
Flensborg Avis, 4.11.1988

Ministerprasident Engholm: »Die Waagschale stimmt«

Regierungschef beim Deutschen Tag: »Nirgendwo bessere Verhaltnisse als im
deutschdénischen Grenzland«/»Mit Bonn gemeinsam Volksgruppen-Forderung«
»Die Minderheitenpolitik ist wie eine Waagschale.« Mit diesen Worten ging der
schleswig-holsteinische Ministerprasident Bjorn Engholm (SPD) in seiner
Festrede anlafilich des Deutschen Tages 1988 in Tingleff auf die gemeinsame
Verantwortung Kopenhagens, Bonns und Kiels fir die deutsche und danische
Minderheit ein. Dabei kam der amtierende Bundesratsprasident zu einem
positiven Schluf3: »Die Waagschale stimmt. Nirgendwo auf der Welt herrschen
bessere Verhéltnisse als im deutsch-dénischen Grenzland.«

Mit seinen lobenden Worten fiir die entspannte Lage zwischen Deutschen und
Déanen verband Bjorn Engholm Kritik an den Verhéltnissen in Rumanien, wo
unertraglicher Druck auf die deutsche und ungarische Minderheit ausgetibt werde.
Der schleswig-holsteinische Ministerprasident unterstrich am Sonnabend vor den
Uber 700 Teilnehmern des Deutschen Tages, daf Fragen der deutschen
Minderheit in Nordschleswig traditionell aus parteipolitischer Polarisierung
herausgehalten werden. Er unterstrich das uneingeschrankte Existenzrecht der
Minderheiten und versprach, dafl seine sozialdemokratische Landesregierung
gemeinsam mit der Bundesregierung in Bonn die Forderung der deutschen
Volksgruppe in Nordschleswig fortsetzen wird.

Dabei schlo3 er sich ausdrucklich der Formulierung des von ihm neuernannten
Beauftragten fuir Minderheiten, Landtagsvizeprasident a. D. Kurt Hamer, an: »Fir
die Minderheiten genigt nicht formale Gleichberechtigung, sie haben Anspruch
auf eine geschutzte Privilegierung.«

Bjorn Engholm sprach in seiner Festrede auch die Konzerte des Schleswig-
Holstein Musikfestivals in Nordschleswig an. Er kiindigte unter dem Beifall seiner
Zuhorer an, dal3 es auch 1989 wieder Gastspiele im Rahmen des erfolgreichen
Festivals in Nordschleswig geben werde.

Neben Festredner Bjorn Engholm und des bundesdeutschen Botschafters in
Kopenhagen, Rudiger von Pachelbel, der Gruf3e des Bundesprasidenten
Ubermittelte, wandten sich eine Reihe weiterer Politiker mit GrufR3worten an die
Teilnehmer des Deutschen Tages.

Als Vertreter der Bundesregierung ergriff der Parlamentarische Staatssekretar im
Bundesministerium fir Innerdeutsche Beziehungen, Dr. Ottfried Hennig (CDU),



das Wort. Als Vertreter des Schleswig-Holsteinischen Landtages sprach erster
Landtagsvizeprasident Eberhard DallAsta (CDU). Die GruRe der
nordschleswigschen Folketingsabgeordneten Uberbrachte in diesem Jahr Helge
Dohrmann von der Fortschrittspartei. Zu dem Inhalt der Reden Hennigs,
Dohrmanns und von Pachelbels mehr in der morgigen Ausgabe. Das gleiche gilt
fur die Rede Amtsbirgermeister Kresten Philipsens, der fir das Amt
Nordschleswig sprach. Die Grif3e der Union Europaischer Volksgruppen (FUEV)
Uberbrachte deren Vizeprasident Ernst Meyer, Medelby. Fir den Deutschen
Grenzausschul trat der Vorsitzende des Grenzfriedensbundes, Artur Thomsen,
Flensburg, auf. Die Rede Minsterprasident Bjorn Engholms wird am kommenden
Wochenende im »NORDSCHLESWIGER« abgedruckt.
Volker Heesch in
Der Nordschleswiger, 7.11.88



	1988_4_GFH.pdf
	Uwe Jens Lornsen – ein bürgerlich-liberaler Reformer
	Theodor Storm und die Politik
	»Ein Deichstück stürzte«
	Heinrich Mahlke – Reichstagsabgeordneter aus Flensburg
	1.  Der Wahlsieg 1903
	2.  Der Politiker

	Die Judenpogrome am 9./10. November 1938 in Schleswig-Holstein
	4.  Die Reaktion der Justiz: Der Minister erklärte, es »verbiete sich die strafrechtliche Verfolgung«


	1988_4_U.pdf
	Hamer: Lobbyist für die Minderheiten
	Folketingspräsident lobt Verhältnis zur Minderheit
	Nils Århammar nahm Tätigkeit am Nordfriisk Instituut auf
	»Kontaktgremium hat besondere Bedeutung«
	Ministerpräsident Engholm: »Die Waagschale stimmt«




